
LG München I, Endurteil v. 29.04.2020 – 5 HK O 15789/18

Titel:

Ansprüche aus einem Vorstandsdienstvertrag in der Insolvenz der dienstberechtigten 
Gesellschaft

Normenketten:
BGB § 130 Abs. 1 S. 1, § 242, § 626 Abs. 1
InsO § 22 Abs. 2, § 38, § 55 Abs. 1, Abs. 2, § 208 Abs. 1, § 209

Leitsätze:
1. Bei einem Vorstandsdienstvertrag ist die Wirksamkeit einer außerordentlichen Kündigung allein an der 
Norm des § 626 BGB zu messen, die eine umfassende Güterabwägung voraussetzt. Auf eine 
Vereinbarung, nach der die Amtsniederlegung einen wichtigen Grund für die Kündigung darstellt, kann die 
Kündigung nicht gestützt werden, wenn ein berechtigter Grund zur Amtsniederlegung anzunehmen ist. (Rn. 
39) (redaktioneller Leitsatz)
2. Hat der Empfänger einer postalisch übermittelten Willenserklärung es unterlassen, dem Erklärenden 
seine neue Anschrift mitzuteilen, kann sich der Empfänger gleichwohl auf einen verspäteten Zugang der 
Erklärung berufen, wenn diese den Streitgegenstand einer Klage des Erklärungsempfängers betrifft, die 
dem Erklärenden zu einem Zeitpunkt zugestellt wurde, zu dem er die Erklärung rechtzeitig dem 
Prozessbevollmächtigten hätte übermitteln können. (Rn. 46 – 47) (redaktioneller Leitsatz)
3. Ein Anspruch des Dienstverpflichteten aus einem Vorstandsdienstvertrag auf Erstellung eines 
Konzernjahresabschlusses zur Ermittlung eines Erfolgsbonus kann in der Insolvenz des Dienstberechtigten 
selbst dann gegen den Insolvenzverwalter geltend gemacht werden, wenn der Anspruch auf den 
Erfolgsbonus eine Insolvenzforderung ist. (Rn. 49) (redaktioneller Leitsatz)
4. Ein schwacher vorläufiger Insolvenzverwalter, auf den das Insolvenzgericht die Verwaltungs- und 
Verfügungsbefugnis der Schuldnergesellschaft nur in Bezug auf deren Tochtergesellschaften überträgt, ist 
nur innerhalb dieser Befugnisse einem starken vorläufigen Insolvenzverwalter gleichzusetzen. (Rn. 68) 
(redaktioneller Leitsatz)
5. Die Anzeige der Masseunzulänglichkeit ist für das Prozessgericht ausnahmsweise nicht bindend, wenn in 
dem weniger als drei Monate vor der Anzeige erstellten Insolvenzgutachten desselben Verwalters eine freie 
Masse von knapp 1.500.000 € bei fälligen Masseverbindlichkeiten und Verfahrenskosten von gut 140.000 € 
prognostiziert wird. (Rn. 86) (redaktioneller Leitsatz)
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Tenor

I. Es wird festgestellt, dass der Vorstandsdienstvertrag des Klägers durch die außerordentliche Kündigung 
der S… AG vom 17.6.2018, zugegangen am 18.6.2018, nicht zum 18.6.2018 beendet worden ist.

II. Es wird festgestellt, dass der Vorstandsdienstvertrag des Klägers weder durch die ordentliche Kündigung 
datierend auf den 28.12.2018, zugegangen am 4.1.2019 noch durch andere Beendigungstatbestände zum 
31.3.2019 geendet hat, sondern zu unveränderten Bedingungen über den 18.6.2018 und den 31.3.2019 
hinaus bis zum 30.4.2019 fortbestand.

III. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, einen Konzernjahresabschluss für den Konzern 
der S... AG für das Jahr 2017 nach IFRS aufzustellen und aus dem jeweils ermittelten EBITDA den 



Erfolgsbonus des Klägers für das 2017 zu berechnen und den Anspruch auf diesen Erfolgsbonus zuzüglich 
Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit 4.4.2018 bis einschließlich 
14.11.2018 als Insolvenzforderung zugunsten des Klägers zur Insolvenztabelle und die Zinsansprüche nach 
dem 14.11.2018 als nachrangige Insolvenzforderung festzustellen.

IV. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, einen Anspruch des Klägers auf Grundvergütung 
einschließlich des Zuschusses zur Pflege- und Krankenversicherung sowie den Handyzuschuss in Höhe 
von insgesamt € 62.046,88 brutto für den Zeitraum vom 19.6.2018 bis 14.11.2018 sowie Zinsen in Höhe 
von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 

- aus € 5.099,74 brutto für den Zeitraum vom 3.7.2018 bis zum 14.11.2018, 

- aus weiteren € 12.739,37 brutto für den Zeitraum vom 2.8.2018 bis zum 14.11.2018, 

- aus weiteren € 12.749,36 brutto für den Zeitraum vom 4.9.2018 bis zum 14.11.2018, 

- aus weiteren € 12.749,36 brutto für den Zeitraum vom 2.10.2018 bis zum 14.11.2018 und 

- aus weiteren € 12.749,36 brutto für den Zeitraum vom 5.11.2018 bis zum 14.11.2018 

als Insolvenzforderung zur Insolvenztabelle 

sowie weitere Zinsen in Höhe 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz aus € 56.097,19 brutto 
ab dem 15.11.2018 und aus weiteren € 5.949,70 brutto ab dem 4.12.2018 als nachrangige 
Insolvenzforderung zur Insolvenztabelle festzustellen.

V. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den Anspruch des Klägers auf krankheitsbedingt 
reduzierte Leistungsprämie für den Zeitraum vom 1.1.2018 bis zum 18.6.2018 in Höhe von € 21.920,21 
brutto zuzüglich Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 4.9.2018 
bis einschließlich 14.11.2018 als Insolvenzforderung zugunsten des Klägers zur Insolvenztabelle und die 
Zinsansprüche nach dem 14.11.2018 als nachrangige Insolvenzforderung festzustellen.

VI. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den Anspruch des Klägers auf krankheitsbedingte 
Leistungsprämie für den Zeitraum vom 19.6.2018 bis zum 14.11.2018 in Höhe von € 19.362,10 brutto als 
Insolvenzforderung zur Insolvenztabelle sowie Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen 
Basiszinssatz aus € 5.577,33 brutto seit dem 1.1.2019 und aus weiteren € 13.784,77 brutto seit dem 
1.9.2019 als nachrangige Insolvenzforderung zur Insolvenztabelle festzustellen.

VII. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger eine Grundvergütung nebst Zuschuss zur Pflege- und 
Krankenversicherung und Handyzuschuss in Höhe von € 29.748,51 brutto für den Zeitraum vom 15.11.2018 
bis einschließlich 24.1.2019 nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 

- aus € 6.799,66 brutto ab dem 4.12.2018, 

- aus weiteren € 12.749,36 brutto ab dem 3.1.2019 und 

- aus weiteren € 10.199,49 brutto ab dem 4.2.2019

zu bezahlen.

VIII. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger die halbe Leistungsprämie in Höhe von € 11.356,42 brutto 
für den Zeitraum vom 15.11.2018 bis zum 24.1.2019 nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten 
über dem Basiszinssatz seit dem 22.10.2019 zu bezahlen.

IX. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger eine Grundvergütung nebst Zuschuss zur Pflege- und 
Krankenversicherung und Handyzuschuss in Höhe von € 40.797,95 brutto für den Zeitraum vom 25.1.2019 
bis zum 30.4.2019 nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 

- aus € 2.549,87 brutto seit 4.2.2019,

- aus weiteren € 12.749,36 brutto seit 4.3.2019, 

- aus weiteren € 12.749,36 brutto seit 2.4.2019 und 

- aus weiteren € 12.749,36 brutto seit 3.5.2019 



zu bezahlen.

X. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger die halbe Leistungsprämie für das Jahr 2019 in Höhe von € 
10.520,55 brutto für den Zeitraum vom 25.1.2019 bis zum 30.4.2019 nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 22.10.2019 zu bezahlen.

XI. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den Anspruch des Klägers auf Grundvergütung 
samt Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung sowie den Handyzuschuss für den Zeitraum vom 
1.5.2019 bis einschließlich 19.10.2019 in Höhe von € 71.821,39 brutto als Insolvenzforderung und Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz 

- aus € 12.749,36 brutto seit 4.6.2019, 

- aus weiteren € 12.749,36 brutto seit 2.7.2019,

- aus weiteren € 12.749,36 brutto seit 2.8.2019, 

- aus weiteren € 12.749,36 brutto seit 3.9.2019,

- aus weiteren € 12.749,36 brutto seit 2.10.2019 und 

- aus weiteren € 8.074,59 brutto seit dem 22.10.2019

als nachrangige Insolvenzforderung zur Insolvenztabelle festzustellen.

XII. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den Anspruch des Klägers auf halbe 
Leistungsprämie für den Zeitraum vom 1.5.2019 bis einschließlich 19.10.2019 in Höhe von € 18.849,32 
brutto als Insolvenzforderung und Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen 
Basiszinssatz ab dem 22.10.2019 als nachrangige Insolvenzforderung zur Insolvenztabelle festzustellen.

XIII. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

XIV. Von den Kosten des Rechtsstreits trägt der Kläger 4/25, der Beklagte 21/25.

XV. Das Urteil ist für den Kläger vorläufig vollstreckbar gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 105 % des 
jeweils zu vollstreckenden Betrages. Das Urteil ist für den Beklagten vorläufig vollstreckbar. Der Kläger 
kann die Vollstreckung abwenden durch Sicherheitsleistung in Höhe von 105 % des jeweils zu 
vollstreckenden Betrages, wenn nicht der Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

XVI. Der Streitwert wird bis zur teilweisen übereinstimmenden Erledigterklärung auf € 339.239,11, ab 
diesem Zeitpunkt auf € 329.239,11 festgesetzt. 

Tatbestand

1
Die Parteien streiten um die Wirksamkeit einer außerordentlichen Kündigung des Vorstandsdienstvertrages 
mit der S… AG und aus diesem Vertrag abgeleiteten Vergütungsansprüchen.

I. 

2
1. Der Kläger und die im Jahr 2015 von ihm und Herrn … W… gegründete S… AG (im Folgenden auch: 
Schuldnerin) schlossen am 31.1.2016 einen bis zum 21.10.2019 einschließlich befristeten 
Vorstandsdienstvertrag (Anlage K 1), dessen § 3 Ziff. 1 eine feste Jahresvergütung in Höhe von € 150.000,- 
brutto, zahlbar in zwölf gleichen Raten vorsah, womit auch Aufsichtsrats- oder vergleichbare Mandate in mit 
der Schuldnerin verbundenen Unternehmen abgegolten sein sollte. Daneben enthielt der Vertrag unter 
anderem folgende weitere Vereinbarungen:

„§ 3 

Bezüge

…

2. Das Vorstandsmitglied erhält eine jährliche variable Vergütung. … Die variable Vergütung errechnet sich 
durch die Addition der Teilkomponenten „Erfolgsbonus und Leistungsprämie“, die jährlich von der S… AG - 



möglichst im Einvernehmen mit dem Vorstandsmitglied - in Form einer Jahreszielvereinbarung festgesetzt 
werden. Ein Entwurf der Jahreszielvereinbarung soll jeweils zwei Monate vor Ende eines Geschäftsjahres 
für das kommende Geschäftsjahr vom Aufsichtsrat vorgelegt werden. Sofern die vorgenannte Frist 
verstreicht, ohne dass der Aufsichtsrat dem Vorstandsmitglied einen Entwurf präsentiert hat, gilt die jeweils 
frühere Jahreszielvereinbarung, es sei denn die Parteien einigen sich bis zum Ende des Geschäftsjahres 
auf eine Jahreszielvereinbarung für das kommende Geschäftsjahr. Falls sich die Parteien insgesamt nicht 
auf eine Jahreszielvereinbarung einigen können, gilt ebenfalls die letzte Jahreszielvereinbarung, auf welche 
sich die Parteien einigen konnten. Sofern diese letzte Jahreszielvereinbarung aus Sicht der S… AG nicht 
mehr angemessen ist, wird die Jahreszielvereinbarung einseitig vom Aufsichtsrat der S… AG festgesetzt. In 
jedem Fall ist die variable Vergütung der Höhe nach begrenzt auf maximal 200% der Jahresvergütung 
gemäß vorstehender Ziff. 1 …

a. Der Erfolgsbonus ermittelt sich als ein Prozentsatz einer festzulegenden Bezugsgröße (z. B. EBIT oder 
EAT) auf Konzernebene der S… AG nach den von der Gesellschaft zu Veröffentlichungszwecken 
angewandten Rechnungslegungsvorschriften, die sich vor Ausschüttung des Erfolgsbonus des 
Vorstandsmitglieds sowie eventueller Erfolgsboni anderer Vorstandsmitglieder der S… AG errechnen 
würde. Leistungsprämien des Vorstandsmitglieds oder anderer Vorstandsmitglieder sowie variable 
Vergütungen von Mitarbeitern der S… AG oder von Organen oder Mitarbeitern von mit der S… AG 
verbundenen Unternehmen sind bei der Berechnung der Bezugsgröße hingegen zu berücksichtigen. Der 
anzuwendende Prozentsatz wird jährlich von den Parteien oder - falls sich die Parteien nicht einigen können 
- einseitig vom Aufsichtsrat festgelegt, und zwar gemeinsam und zeitgleich mit den Zielvorgaben und dem 
Prämiengrundbetrag gemäß lit. b. dieser Ziffer 2 im Rahmen der jeweiligen Jahreszielvereinbarung. Der 
sich errechnende Erfolgsbonus ist spätestens 4 Wochen nach Feststellung des Jahresabschlusses durch 
den Aufsichtsrat zur Zahlung fällig. Sofern die S… AG - unabhängig von ihrer Veröffentlichung - mehrere 
Konzernabschlüsse nach verschiedenen Rechnungslegungsvorschriften erstellt, wird als Basis für die 
Ermittlung des Erfolgsbonus derjenige Abschluss nach HGB angewandt.

b. Die Leistungsprämie orientiert sich an Zielvorgaben für den Vorstand für das jeweils kommende Jahr. Der 
Aufsichtsrat wird jeweils zwei Monate vor Ende eines Geschäftsjahres im Rahmen der jeweiligen 
Jahreszielvereinbarung (siehe Ziff. 2 Abs. 1 dieser Vorschrift) für das kommende Geschäftsjahr für das 
Vorstandsmitglied Zielvorgaben unter Berücksichtigung einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung und 
der Angemessenheit der Gesamtbezüge des Vorstandsmitglieds festlegen. Bei 100%iger Zielerreichung hat 
das Vorstandsmitglied Anspruch auf eine Prämie in Höhe von 100% des für das jeweilige Geschäftsjahr 
festgesetzten Prämiengrundbetrages, wobei dieser Prämiengrundbetrag jährlich neu festgelegt wird. Im 
Falle von Zielüberschreitungen bzw. Zielunterschreitungen erhöht bzw. verringert sich die Prämie 
prozentual entsprechend dem Grad der Zielerreichung, wobei sich die die Prämie im Falle von 
Zielüberschreitungen auf bis zu maximal 150% des Prämiengrundbetrags erhöht und sich im Falle von 
Zielunterschreitungen auf bis zu 50% des Prämiengrundbetrags reduziert. … Die sich auf Basis der 
Leistungskomponenten errechnete Prämie ist spätestens 3 Monate nach Ende des Geschäftsjahres zur 
Zahlung fällig. Bei offensichtlicher Übererfüllung der Ziele können bis zu 50% der Leistungsprämie bereits 
zum Halbjahresabschluss der S… AG nach Genehmigung durch den Aufsichtsrat ausgezahlt werden.

…

5. Zusätzlich zahlt die S… AG dem Vorstandsmitglied einen Zuschuss zu dessen Kranken- und 
Pflegeversicherung nach Maßgabe der §§ 257 SGB V, 61 SGB XI. 6. Die vorstehenden Bezüge (feste und 
variable Vergütung) werden, sofern vorstehend nicht anders geregelt, im Falle einer unterjährigen 
Vertragslaufzeit (d. h. Vertragsbeginn oder -beendigung im Laufe eines Geschäftsjahres) sowie im Falle 
eines Rumpfgeschäftsjahres pro rata temporis gezahlt. Die Kürzung der variablen Vergütung erfolgt nach 
folgenden Grundsätzen:

a. Im Falle einer unterjährigen Vertragslaufzeit wird die für das betreffende Geschäftsjahr dem Erfolgsbonus 
zugrundeliegende gesamte Bezugsgröße entsprechend der Dauer der Vertragslaufzeit anteilig gekürzt. Zum 
Zwecke der Berechnung der Leistungsprämie wird der Grad der Zielerreichung anhand der tatsächlich 
erfüllten Zielvorgaben ermittelt, ohne dass die Zielvorgaben oder der festgelegte Prämiengrundbetrag 
zeitanteilig gekürzt oder angepasst werden. Allein für die Frage, ob die Ober- bzw. Untergrenze bei 
Zielüberschreitungen oder Zielunterschreitungen (vgl. Ziff. 2 lit. b. Satz 4 und 5 dieser Vorschrift) über- bzw. 
unterschritten wurde, werden die Zielvorgaben - soweit möglich - zeitanteilig gekürzt.



…

§ 5 

Sonstige Leistungen/Aufwendungsersatz

1. Die S… AG stellt dem Vorstandsmitglied ab dem 01.01.2016 für die Dauer dieses Vertrages einen 
Dienstwagen bis zum Gesamtlistenwert von € 50.000,- netto (Euro fünfzigtausend) zur dienstlichen Nutzung 
zur Verfügung. Das Vorstandsmitglied ist berechtigt, den Dienstwagen auch privat zu nutzen. Die Kosten 
des Dienstwagens einschließlich der Betriebskosten trägt die S… AG. Die auf die private Nutzung 
entfallenden Steuern trägt das Vorstandsmitglied. Ergänzend gilt die jeweils gültige Dienstwagenrichtlinie 
der S… AG.

Bis zur Übernahme eines Dienstwagens werden Kosten für betrieblich veranlasste Fahrten mit dem Privat-
Kfz dem Vorstandsmitglied durch die S… AG zu 40 Cent/km erstattet.

…

§ 8 

Dienstverhinderung/Krankheit

1. Im Falle jeder auch unvorhergesehenen Dienstverhinderung wird das Vorstandsmitglied ein anderes 
Mitglied des Vorstands, bei dessen Fehlen eine seitens des Aufsichtsrats der S… AG hierfür benannte 
Person (z. B. einem Vorstandassistenten / einer Vorstandsassistentin) oder andernfalls dem Vorsitzenden 
des Aufsichtsrats der S… AG über Grund und Dauer seiner Verhinderung informieren und auf vordringlich 
zu erledigende Aufgaben hinweisen. Auf Aufforderung der S… AG wird das Vorstandsmitglied eine ärztliche 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorlegen.

2. Im Falle der Erkrankung oder sonstiger unverschuldeter Dienstverhinderung zahlt die S… AG dem 
Vorstandsmitglied die monatlichen Bezüge (feste und variable Vergütung) für die Dauer von 6 Monaten fort. 
Die Fortzahlung der Bezüge erfolgt längstens bis zur Beendigung dieses Vertrags. Ist das Vorstandsmitglied 
während eines Geschäftsjahres für insgesamt mehr als 3 Monate an der Erbringung seiner Tätigkeit nach 
diesem Vortrag gehindert, wird die variable Vergütung nach § 3 Ziff. 2 dieses Vertrages gekürzt. Es gelten 
hierbei die in § 3 Ziff. 6 lit. a dieses Vertrages geregelten Grundsätze entsprechend.

…

§ 10

Vertragsdauer, Kündigung

…

2. Eine ordentliche Kündigung des Anstellungsvertrags während der Vertragslaufzeit ist ausgeschlossen. 
Das Recht jeder Vertragspartei zur außerordentlichen Kündigung dieses Vertrags bleibt hiervon unberührt. 
Die Amtsniederlegung durch das Vorstandsmitglied gilt als wichtiger Grund für eine außerordentliche 
Kündigung dieses Vertrags durch die S… AG.

…“

3
Hinsichtlich der näheren Einzelheiten des Vorstandsdienstvertrages wird in vollem Umfang auf Anlage K 1 
Bezug genommen.

4
Neben seiner Vorstandstätigkeit hatte der Kläger die Stellung als Geschäftsführer bei insgesamt zehn 
Tochtergesellschaften der S… AG inne - der B… GmbH, der S… F… GmbH, der St…-GmbH, der S… 
Vermögensverwaltungs GmbH, der S… WWI-VIII UG, der S… WWI-IX UG, der S… WWI-X UG, der S… 
WWI-XI UG, der S… WWI-XII UG und der S… WWI-XIII UG.

5
Der Geschäftsverteilungsplan der S… AG sah auf Ebene des Vorstands die Positionen mit entsprechender 
Darstellung der Verantwortungsbereiche der drei Vorstandsmitglieder vor. Nachdem das Vorstandsmitglied 



… G… sein Vorstandsamt niedergelegt hatte und das weitere für die Finanzen verantwortlichen 
Vorstandsmitglied Sascha Schwarzkopf Mitte 2017 abberufen und dessen Vorstandsdienstvertrag 
außerordentlich gekündigt worden war, verblieb der Kläger als einziges Vorstandsmitglied der S… AG.

6
Die Satzung der Beklagten (Anlage K 46) enthielt u. a. folgendes Bestimmungen:

„§ 9 Sitzungen des Aufsichtsrats

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates mit einer Frist von 
14 Tagen in Textform einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der 
Einladung und der Tag der Sitzung nichtmitgerechnet. Mit der Einberufung sind die Gegenstände der 
Tagesordnung mitzuteilen. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende diese Frist angemessen verkürzen 
und mündlich einberufen.

…

§ 10 

Beschlüsse des Aufsichtsrats

(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Außerhalb von Sitzungen 
können auf Anordnung des Vorsitzenden des Aufsichtsrates schriftliche, fernschriftliche oder fernmündliche 
Beschlussfassungen oder Beschlüsse durch elektronische Medien erfolgen, wenn kein Mitglied diesem 
Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten angemessenen Frist widerspricht. Solche 
Beschlüsse werden vom Vorsitzenden schriftlich festgestellt und allen Mitgliedern zugeleitet. Für 
Abstimmungen außerhalb von Sitzungen gelten die nachstehenden Bestimmungen entsprechend.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an der Beschlussfassung 
teilnimmt. In jedem Fall müssen drei Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen.

(3) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an Abstimmungen des Aufsichtsrates dadurch teilnehmen, 
dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen. Darüber 
hinaus können abwesende Aufsichtsratsmitglieder ihre Stimme während der Sitzung mündlich, telefonisch, 
per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel, insbesondere per 
Videozuschaltung, abgegeben; ein Widerspruchsrecht der übrigen Mitglieder des Aufsichtsrates hiergegen 
besteht nicht.

…“

7
Hinsichtlich der näheren Einzelheiten der Satzung wird in vollem Umfang auf Anlage K 46 Bezug 
genommen.

8
Ab Oktober 2017 kam es zu deutlichen Differenzen zwischen dem Kläger und dem damals als 
Aufsichtsratsvorsitzenden amtierenden … W…, der in Sitzungen des Aufsichtsrats darauf drang, den Kläger 
als Vorstand abzuberufen und ihn selbst als Vorstand einzusetzen. In Abstimmungen darüber unterlag Herr 
W… Am 25.11.2017 setzte Herr W… im Aufsichtsrat einen erheblichen Mitarbeiterabbau durch. Nach 
Umsetzung dieser Maßnahme am 27.11.2017 hielt er ohne den Kläger eine Mitarbeiterversammlung ab, in 
deren Verlauf er den Mitarbeitern wahrheitswidrig mitteilte, der Kläger werde im Laufe der Woche 
angesichts seiner undurchschaubaren Unternehmensstrategie nicht mehr Vorstand der S… AG sein. Nach 
der Niederlegung des Amtes als Aufsichtsratsvorsitzender durch Herrn W… wurde Herr … H… zum neuen 
Aufsichtsratsvorsitzenden gewählt. Anfang 2018 wurde der Kläger als Geschäftsführer der S… Fensterprofil 
GmbH - eine Zwischenholding einer wesentlichen Beteiligung der S… AG - abberufen und Herr W… dort 
als neuer Geschäftsführer eingesetzt.

9
Ab dem 14.4.2018 erkrankte der Kläger zunächst an einer Influenza, der sich aufgrund einer Virusinfektion 
eine Herzmuskelentzündung anschloss, weshalb der Kläger vom 12.6. bis 23.6.2018 stationär in einer Klinik 
behandelt werden musste. Herr Dr. med. A. S1. stellte mit Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vom 13.8.2018 



(Anlage K 7) die Arbeitsunfähigkeit bis zum 30.9.2018 fest. Bereits in der Vergangenheit hatte der Kläger 
mehrfach an einer Herzmuskelentzündung gelitten.

10
2. Am 4.5.2018 übermittelte der Kläger ein Schreiben (Anlage K 20) an alle Mitglieder des Aufsichtsrats, in 
dem er unter anderem Folgendes ausführte:

„Liebe F…, sehr geehrte Herren des Aufsichtsrats, zunächst muss ich Sie darüber informieren, dass mich 
am Samstag, den 14. April 2018, eine Influenza erwischte, die mich zunächst für 14 Tage außer Gefecht 
gesetzt hat.

Leider hatte dies direkt im Anschluss mit St-Streckenveränderungen im EKG Auswirkungen auf mein Herz - 
für diejenigen, die es vielleicht nicht wissen: ich hatte im Nachgang zu diversen Infekten seit meinem 25 
Lebensjahr bislang 5 Herzmuskelentzündungen, teilweise mit Aufenthalt auf Intensivstationen und 
mehrmonatigen Ausfällen. Der Arzt hat mir aufgrund der vorliegenden Symptome neben 
entzündungshemmenden Medikamenten strikte Ruhe verordnet.

Dennoch versuche ich seit dem 14. April 2018 die vorstandsrelevanten Geschäfte (wie auch dieses 
Schreiben) ‚aus dem Bett heraus‘ bzw. vor und nach Arztbesuchen zu organisieren.

Dieses Verhalten ist der personellen Unterdeckung und den aktuellen Herausforderungen der S… AG 
geschuldet. Es ist jedoch kraftraubend, gesundheitlich unverantwortlich und kein geeigneter ‚Führungsstil‘ 
eines Vorstands, da es an der Nähe zu den Mitarbeitern und den übrigen Verhandlungspartnern mangelt. 
Zudem bin ich derzeit nicht in der Lage, anstehende Verhandlungen mit dem notwendigen Nachdruck 
durchzuführen.

Aus diesem Grund habe ich mich in Abstimmung mit meiner Familie entschlossen, vom Amt des Vorstands 
- aus gesundheitlichen Gründen - zurückzutreten. Ich kündige dies hiermit bereits heute auf den Tag der 
Umsetzung einer der weiter unten benannten Maßnahmen an, damit dem Aufsichtsrat ausreichend 
Gelegenheit bleibt, einen Nachfolger zu installieren.

Ich betone, dass meine Amtsniederlegung zunächst ausschließlich die organschaftliche Stellung betrifft, ich 
auf Basis des Dienstvertrages (ggf. eingeschränkt) aber grundsätzlich bereit bin, weiterhin für die S… AG zu 
arbeiten. Ich bitte den Aufsichtsrat an dieser Stelle bis spätestens 18.05.2017 konkret Stellung dazu zu 
nehmen, was die (etwaige) Fortsetzung des Dienstverhältnisses angeht.

…“

11
Mit einem an den Aufsichtsratsvorsitzenden der S… AG gerichteten Schreiben vom 29.5.2018 (Anlage K 5) 
teilte der Kläger unter anderem Folgendes mit:

„Sehr geehrter Herr H…, liebe F…, lieber C…, sehr geehrter Herr E…, wie in diversen Telefonaten, 
persönlichen Treffen und in meinem Schreiben vom 03.05.2018 an den Aufsichtsrat bereits mitgeteilt lege 
ich hiermit mein Amt als Vorstand der S… AG mit Ablauf des 06.06.2018

aus wichtigen Gründen nieder.

Weder die Satzung der S… AG noch das Gesetz sehen eine Frist zur (außerordentlichen) Niederlegung des 
Amtes als Vorstand vor. Das gewählte Datum orientiert sich - ohne Präjudiz der Anerkenntnis der 
Fristenübertragung auf das Vorstandsmitglied - daher an den satzungsgemäßen Regelungen zur 
Niederlegung des Amtes eines Aufsichtsratsmitglieds, wobei ich die schriftliche Ankündigung vom 04. Mai 
2018 als Beginn zur Fristberechnung angesetzt habe, die ausreichend war, dem Aufsichtsrat Gelegenheit 
zu geben, einen neuen Vorstand - ggf. aus den Kreisen der Aufsichtsratsmitglieder - zu bestellen.

Die wesentlichen wichtigen Gründe - vorbehaltlich juristisch genauerer und detaillierter Ausführungen sowie 
weiterer Begründungen - sind: 1, Erhebliche gesundheitliche Einschränkungen, die die Amtsführung derzeit 
so beeinträchtigen, dass eine verantwortungsvolle Amtsführung ohne weitere Beeinträchtigungen des 
Gesundheitszustands bzw. des Genesungsprozesses nicht möglich ist. Wie bereits ausgeführt, hat mich am 
14. April 2018 eine virale Infektion getroffen, die sowohl zu Herzproblemen als auch zu einem 
Wiederaufleben des Chronic Fatigue Syndroms geführt hat. Da ich gesundheitlich leider eine 
diesbezügliche Disposition aufweise, ist mit einer baldigen Genesung ohne zeitnaher Reha/Kur und einer 



sich anschließenden, deutlichen Reduktion meines Arbeitsaufkommens nicht zu rechnen. Mein 
Arbeitseinsatz trotz Erkrankung betrug aber wegen der alleinigen Organfunktion teilweise 12h/Tag. Dies ist 
nicht weiter verantwortbar, auch wurde ärztlicherseits hiervon dringend abgeraten. Zudem habe ich eine 
Einweisungsschrieben meins Arztes, ins Krankenhaus zu gehen, bislang ignoriert, um vorstehende 
Tätigkeiten zu erfüllen. Ich werde nunmehr schnellstens das passende Krankenhaus aussuchen.

2, Überlastung im Zusammenhang mir zahlreichen Geschäftsführungsmandaten in diversen 
Tochtergesellschaften, die für die Aufgabenerfüllungen der S… AG jedoch notwendig sind.

…

4, Die Vorfälle aus November 2017 betreffend den ehemaligen Aufsichtsratsvorsitzenden … W…, die 
nachhaltige Auswirkungen auf die aktuellen, unzureichenden Strukturen der S… AG hatten und haben und 
dazu führen, dass der für die Erfüllung der Gesamtaufgaben notwendige und eingeplante Finanzvorstand 
nicht ins Amt kam. Ein Ersatz erfolgte - trotz mehrfacher Anmahnung durch mich, dass die so entstehenden 
Aufgabengebiete nicht alleine abgedeckt werden können - bis heute nicht. Hierdurch entstand und besteht 
nun eine Alleinverantwortung auch für einen Geschäftsbereich, der gemäß aktueller und unveränderter 
Geschäftsordnung einem separaten Verantwortlichen zugeteilt sein sollte. Diese Alleinverantwortung kann 
und will ich nicht weiter tragen.

5, Der Umstand, dass die derzeitige Finanzierungs- und Beteiligungsstruktur der S… AG von … W… 
abhängt und dieser nun als Organ in einer der beiden Teilkonzernholdings implementiert wurde. Die 
Ausübung einer Organfunktion durch meine Person in der S… AG, die mit … W… als einem Organ einer 
wichtigen Teilkonzernholding haftungstechnisch verbunden wäre bzw. voneinander abhängt, ist auf Basis 
der Vorfälle aus 2017 nicht zuzumuten.

…“

12
Hinsichtlich der näheren Einzelheiten der beiden Schreiben wird in vollem Umfang auf Anlagen K 20 und K 
5 Bezug genommen.

13
Das Aufsichtsratsmitglied … entwarf eine Ad hoc-Mitteilung über die angekündigte Amtsniederlegung des 
Klägers, die am 30.5.2018 final mit den übrigen Aufsichtsratsmitgliedern abgestimmt wurde. In der für den 
4.6.2018 entworfenen Tagesordnung einer Aufsichtsratssitzung fassten die Mitglieder des Aufsichtsrats der 
S… AG fernmündlich den Beschluss, den zwischen der Gesellschaft und dem Kläger bestehenden 
Vorstandsanstellungsvertrag (Anlage K 1) aus wichtigem Grund zu kündigen; zugleich wurde der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats zur Ausfertigung des entsprechenden Kündigungsschreibens ermächtigt. Mit 
Schreiben vom 17.6.2018 (Anlage K 4), dem Kläger zugegangen am 18.6.2018, teilte Herr … H… als 
Vorsitzender des Aufsichtsrates Folgendes mit:

„Sehr geehrter Herr …, 

hiermit kündigen wir den zwischen der S… AG und Ihnen bestehenden Vorstandsanstellungsvertrag aus 
wichtigem Grunde fristlost. Die durch Sie erfolgte Mandatsniederlegung mit Schreiben vom 29. Mai 2018 
und mit Wirkung zum Ablauf des 06. Juni 2018, welche mir per E-Mail am 29. Mai 2018 zugegangen ist, gilt 
als wichtiger Grund für eine außerordentliche Kündigung des Vorstandsanstellungsvertrages durch die 
Gesellschaft (vgl. § 10 Abs. 2 Satz 3 des Vorstandsanstellungsvertrages), so dass bereits aufgrund dieser 
Tatsache ein wichtiger Grund für eine außerordentliche Kündigung vorliegt.

Die unterzeichnete Niederschrift über den entsprechenden Beschluss des Aufsichtsrats vom 17. Juni 2018 
ist diesem Schreiben im Original beigefügt.

Mit freundlichen Grüßen …“

14
Am 21.6.2018 schloss der Kläger Verträge über Beratungsleistungen in Erfüllung von 
Geschäftsführertätigkeiten zwischen der S… WWI-IX UG, der S… WWI-X UG, der S… WWI-XI UG, der S… 
WWI-XII UG, der S… WWI-XIII UG und der S… F… GmbH jeweils als Auftraggeberin mit der P… GmbH 
(Anlagenkonvolut B 7) als Auftragnehmerin. Als Vergütung sollte die Auftragnehmerin in den Verträgen mit 



den Unternehmergesellschaften (haftungsbeschränkt) ein monatliches Fixhonorar von € 500,- und darüber 
hinaus eine Pauschale für die Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Entwerfung, Vorbereitung inklusive 
Abhaltung einer Gesellschafterversammlung in Höhe von € 1.500,- netto und der Erstellung eines 
Jahresabschlusses mit dem Steuerberater in Höhe von € 3.000,- netto erhalten. Im Vertrag mit der S… F… 
GmbH betrugen das monatliche Fixhonorar € 2.000,- netto sowie die Pauschale € 1.500,- netto bzw. € 
10.000,- netto. Darüber hinaus erhielt die Auftragnehmerin bei allen über diese geregelten Vergütungen 
hinausgehenden sonstige Tätigkeiten ein Honorar in Höhe von € 250,- netto je Stunde bis zu maximal 10 
Stunden je Kalendertag.

15
Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten dieser Verträge wird in vollem Umfang auf das Anlagenkonvolut B 7 
Bezug genommen.

16
3. Mit Beschluss vom 15.11.2018, Az. 1513 IN 1493/18 (Anlage B 1) eröffnete das Amtsgericht München - 
Insolvenzgericht - das Insolvenzverfahren über das Vermögen der S… AG und bestellte den Beklagten zum 
Insolvenzverwalter. Bereits mit Beschluss vom 1.8.2018, Az. 1513 IN 1493/18 (Anlage B 7) hatte das 
Amtsgericht München - Insolvenzgericht - einen Beschluss erlassen, wonach der Schuldnerin die 
Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis sowie die Berechtigung zur Wahrnehmung der Gesellschafterrechte 
in Bezug auf die Tochtergesellschaften S… V…-GmbH, S… F… GmbH sowie St… GmbH entzogen und 
diese Rechte auf den Beklagten übertragen wurden. Nach dem vom Beklagten unter dem 2.11.2018 
erstellten Insolvenzgutachten betrug die prognostizierte frei Masse € 1.486.226,44 und die Summe aus 
fälligen Masseverbindlichkeiten sowie sämtlichen Verfahrenskosten € 141.755,13.

17
Der Beklagte erklärte mit einem an den Kläger unter der Anschrift „H1.-Straße …, …“ adressierten 
Schreiben vom 28.12.2018 (Anlage K 15), dem Kläger zugegangen am 4.1.2019, höchst vorsorglich die 
Kündigung eines mit dem Kläger etwaig noch bestehenden Vorstandsanstellungsverhältnisses unter 
Berücksichtigung der Regelungen des § 113 InsO mit Wirkung zum 31.3.2019 und für den Fall der 
Nichtwahrung der Kündigungsfrist zum nächst zulässigen Termin. Mit weiterem Schreiben vom 3.1.2019 
(Anlage K 16) erklärte der Beklagte die Kündigung mit Wirkung vom 30.4.2019. Nachdem der Beklagte mit 
Schriftsatz vom 25.1.2019 an das Amtsgericht München - Insolvenzgericht - (Anlage B 2) 
Masseunzulänglichkeit gemäß § 208 Abs. 1 InsO angezeigt hatte, erklärte er mit einem weiteren an den 
Kläger gerichteten Schreiben vom 25.1.2019 (Anlage K 17) die erneute Kündigung des 
Vorstandsdienstvertrages und stelle darin den Kläger ausdrücklich von der Erbringung der Dienstleistungen 
unter Anrechnung auf gegebenenfalls bestehende Urlaubsansprüche und Zwischenverdienst im Sinne des 
§ 615 BGB frei.

18
Hinsichtlich der näheren Einzelheiten dieser Schreiben wird in vollem Umfang auf Anlagen K 15 bis K 17 
und B 2 Bezug genommen.

II. 

19
Zur Begründung seiner zunächst gegen die Schuldnerin und mit Schriftsatz vom 19.11.2018 (Bl. 18/19 d.A.) 
gegen den Beklagten als Insolvenzverwalter gerichteten Klage macht der Kläger im Wesentlichen geltend, 
die Kündigung der S… AG stelle sich wegen des Fehlens eines wichtigen Grundes und der Versäumung 
der Frist von zwei Wochen ab Kenntnis vom Kündigungsgrund als unwirksam dar. Die vom Kläger erklärte 
Amtsniederlegung müsse angesichts seiner erheblichen gesundheitlichen Einschränkungen, aufgrund derer 
eine verantwortungsvolle Amtsführung ohne weitere Beeinträchtigung seiner Gesundheit bzw. des 
Genesungsprozesses nicht möglich sei, als berechtigt angesehen werden. Die zahlreichen 
Geschäftsführungsaufgaben in den Tochtergesellschaften zögen wegen der Notwendigkeit für die 
Aufgabenerfüllung bei der Schuldnerin eine Überlastung nach sich. Trotz mehrfacher Anmahnung sei es 
nicht zu einer Bestellung des für die Erfüllung der Gesamtaufgaben zusätzlichen Finanzvorstands 
gekommen. Angesichts der Vorfälle mit Herrn W… im Jahre 2017 sei eine Zusammenarbeit mit ihm in 
seiner Funktion als Organ in einer der beiden Teilkonzern Holdings nicht zumutbar für den Kläger. Zudem 
sei die Kündigung angesichts der bereits am 6.5.2018 aufgrund einer entsprechenden E-Mail bekannten 
Absicht des Klägers zur Amtsniederlegung nicht innerhalb der notwendigen Frist von zwei Wochen ab 



Kenntnis vom Kündigungsgrund erklärt worden. Jedenfalls habe der Aufsichtsrat in seiner Gesamtheit 
spätestens am 30.5.2018 Kenntnis von der Amtsniederlegung gehabt. Das Schreiben des Klägers sei allen 
Aufsichtsratsmitgliedern zugegangen; vor allem aber zeige die Abstimmung über die Ad hoc-Mitteilung die 
Kenntnis der Aufsichtsratsmitglieder bereits am 30.5.2018. Das elektronische Zusammenwirken aller 
Aufsichtsratsmitglieder einschließlich von Herrn K1. erfülle die Voraussetzungen für die Zurechnung der 
Kenntnis vom Kündigungsgrund.

20
Neben der im April 2018 zwischen dem Kläger und dem Aufsichtsrat der S… AG vereinbarten 
Leistungsprämie in Höhe von € 40.000,- könne der Kläger die Brutto-Monatsfestvergütung einschließlich 
des Zuschusses zur Kranken- und Pflegeversicherung sowie zu dem Handyvertrag in Höhe von € 49,99 
sowie die Kfz-Nutzungsentschädigung in Höhe von € 1.939,43 brutto pro Monat verlangen, wobei sich der 
geldwerte Vorteil für das Kfz aus der Leasingrate, Versicherung, Steuern und Betriebskosten 
zusammensetze und auf den Fahrtenbuchaufzeichnungen für das Jahr 2016 beruhe. Ebenso stehe dem 
Kläger ein Anspruch auf den im Vorstandsdienstvertrag vereinbarten variablen Erfolgsbonus seit Fälligkeit, 
mithin vier Wochen nach Feststellung des jeweiligen Jahresabschlusses, zu. Angesichts der Kündigung 
durch den Aufsichtsratsvorsitzenden sei es dem Kläger unmöglich gemacht worden, ein 
Zielvereinbarungsgespräch zu führen und eventuell festzulegende Ziele zu erreichen. In einer vertragswidrig 
unterlassenen einseitigen Zielvorgabe liege eine Nebenpflichtverletzung, weshalb dem Kläger jedenfalls ein 
Schadensersatzanspruch im Umfang des entgangenen Bonus zustehe. Dabei müsse grundsätzlich vom 
Erreichen der vorgegebenen Ziele ausgegangen werden.

21
Aufgrund der ihm erteilten Einzelermächtigungen habe der Beklagte die Verfügungsmacht über quasi das 
gesamte Vermögen der Schuldnerin innegehabt, weshalb er für jedes einzelne Dauerschuldverhältnis hätte 
regeln müssen, dass er die Annahme der Gegenleistung explizit auszuschließen gedenke. Angesichts 
dessen seien die Ansprüche des Klägers auch für den Zeitraum ab dem Tag der Ermächtigung vom 
1.8.2018 bis zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens als Masseverbindlichkeit einzuordnen. Mangels einer 
erneuten Anzeige der Masseunzulänglichkeit, könne der Kläger Leistungsklage bezüglich festgestellter 
Neumasseverbindlichkeiten erheben und Zahlung verlangen. In Bezug auf die Masseverbindlichkeiten 
bestehe auch das Rechtsschutzbedürfnis, weil die Anzeige der Masseunzulänglichkeit in objektiv 
rechtswidriger Art und Weise und subjektiv vorwerfbar erfolgt sei, um dem Kläger die Durchsetzung seiner 
berechtigten Ansprüche zu erschweren.

22
Nachdem der Kläger und die Beklagte hinsichtlich des Anspruchs des Klägers auf die Leistungsprämie für 
das Geschäftsjahr 2017 mit Schriftsätzen vom 29.2.2020 (Bl. 242/246 d.A) und vom 11.3.2020 (Bl. 250/251 
d.A.) übereinstimmend für erledigt erklärt haben, hat der Kläger zuletzt Folgendes beantragt,

I. Es wird festgestellt, dass das Dienstverhältnis des Klägers durch die außerordentliche Kündigung des 
Beklagten vom 17.06.2018, zugegangen am 18.06.2018, nicht zum 18.06.2018 beendet worden ist.

II. Es wird festgestellt, dass das Dienstverhältnis des Klägers weder durch die ordentliche Kündigung 
datierend auf den 28.12.2018, zugegangen am 04.01.2019, noch durch andere Beendigungstatbestände 
zum 31.03.2019 geendet hat, sondern zu unveränderten Bedingungen über den 18.06.2018 und den 
31.03.2019 hinaus bis zum 30.04.2019 fortbestand.

B - Anträge über Ansprüche bis einschließlich 18.06.2018 (Zeitraum vor Ausspruch der ersten Kündigung 
durch den Aufsichtsrat)

III. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen (Rest-) Anspruch auf 
Leistungsprämie für das Jahr 2017 in Höhe von 40.000,- EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz seit dem 01.09.2018 bis einschließlich 14.11.2018 als Insolvenzforderung zugunsten des 
Klägers zur Insolvenztabelle und die Zinsansprüche nach dem 14.11.2018 als nachrangige 
Insolvenzforderung festzustellen.

IV. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, bis spätestens 31.12.2019 einen 
Konzernjahresabschluss für den Konzern der S… AG für das Jahr 2017 nach IFRS, hilfsweise einen 
Jahresabschluss für die S… AG nach HGB aufzustellen, und aus dem jeweils ermittelten EBITDA den 
Erfolgsbonus des Klägers für das Jahr 2017 zu berechnen und den Anspruch auf diesen Erfolgsbonus zzgl. 



8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.01.2018 bis einschließlich 14.11.2018 als 
Insolvenzforderung zugunsten des Klägers zur Insolvenztabelle und die Zinsansprüche nach dem 
14.11.2018 als nachrangige Insolvenzforderung festzustellen.

V. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf krankheitsbedingt 
reduzierte Leistungsprämie für das Jahr 2018 vom 01.01.2018 bis einschließlich 18.06.2018 in Höhe von 
21.920,21 EUR brutto (169 Tage vom 01.01.2018 bis 18.06.2018 geteilt durch 365 Tage mal 80.000,- EUR 
Gesamtleistungsprämie; hiervon 59,18%, da wegen Arbeitsunfähigkeit vom 05.05.2018-30.09.2018 anteilig 
zu kürzen) zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.09.2019 bis einschließlich 14.11.2018 
als Insolvenzforderung zugunsten des Klägers zur Insolvenztabelle und die Zinsansprüche nach dem 
14.11.2018 als nachrangige Insolvenzforderung festzustellen.

C - Anträge über Ansprüche vom 19.06.2018 bis einschließlich 31.07.2018 (Zeitraum vor Ermächtigung des 
vorläufigen Insolvenzverwalters zu einem quasi starken vorläufigen Insolvenzverwalter)

VI. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss für den Zeitraum vom 19.06.2018 bis einschließlich 30.06.2018 in Höhe von 
5.436,90 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.07.2018 bis einschließlich 
14.11.2018 als Insolvenzforderung zugunsten des Klägers zur Insolvenztabelle und die Zinsansprüche nach 
dem 14.11.2018 als nachrangige Insolvenzforderung festzustellen.

VII. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss und Handyzuschuss für den Monat Juli 2018 in Höhe von 12.739,37 EUR brutto 
zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.08.2018 bis einschließlich 14.11.2018 als 
Insolvenzforderung zugunsten des Klägers zur Insolvenztabelle und die Zinsansprüche nach dem 
14.11.2018 als nachrangige Insolvenzforderung festzustellen.

VIII. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf krankheitsbedingt 
reduzierte Leistungsprämie für das Jahr 2018 vom 19.06.2018 bis einschließlich 31.07.2018 in Höhe von 
5.577,33 EUR brutto (43 Tage vom 19.06.2018 bis 31.07.2018 geteilt durch 365 Tage mal 80.000,- EUR 
Gesamtleistungsprämie; hiervon 59,18%, da wegen Arbeitsunfähigkeit vom 05.05.2018-30.09.2018 anteilig 
zu kürzen) als Insolvenzforderung zugunsten des Klägers zur Insolvenztabelle festzustellen und deren 
Verzinsung zu 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.01.2019 als nachrangige 
Insolvenzforderung festzustellen.

D - Anträge über Ansprüche vom 01.08.2018 bis einschließlich 14.11.2018 (Zeitraum als quasi starker 
vorläufiger Insolvenzverwalter bis Eröffnung des Insolvenzverfahrens)

IX. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und 
anteiliger Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat August 2018 in Höhe von 13.490,12 EUR brutto zzgl. 
8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.09.2018 zu zahlen.

X. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und 
Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat September 2018 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.10.2018 zu zahlen.

XI. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und 
Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat Oktober 2018 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.11.2018 zu zahlen.

XII. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für den 01.11.2018 bis einschließlich 14.11.2018 in Höhe von 6.850,11 
EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.12.2018 zu zahlen.

XIII. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Leistungsprämie für das Jahr 2018 vom 01.08.2018 bis 
einschließlich 14.11.2018 in Höhe von 13.784,77 EUR brutto (106 Tage vom 01.08.2018 bis 14.11.2018 
geteilt durch 365 Tage mal 80.000,- EUR Gesamtleistungsprämie; hiervon 59,18%, da wegen 
Arbeitsunfähigkeit vom 05.05.18-30.09.2018 anteilig zu kürzen) zzgl. 8 Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz seit dem 01.09.2019 zu zahlen.



E - Anträge über Ansprüche vom 15.11.2018 bis einschließlich 24.01.2019 (Zeitraum als Insolvenzverwalter 
bis Erklärung Masseunzulänglichkeit)

XIV. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und anteiliger Kfz-Nutzungsentschädigung für den 15. bis einschließlich 30. November 2018 in Höhe von 
7.828,69 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.12.2018 zu zahlen.

XV. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat Dezember 2018 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.01.2019 zu zahlen.

XVI. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für den 01.01.2019 bis einschließlich 24.01.2019 in Höhe von 11.364,23 
EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.02.2019 zu zahlen.

XVII. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Leistungsprämie für das Jahr 2018 vom 15.11.2018 bis 
einschließlich 31.12.2018 in Höhe von 6.096,15 EUR brutto (48 Tage vom 15.11.2018 bis einschließlich 
31.12.2018 geteilt durch 365 Tage mal 80.000,- EUR Gesamtleistungsprämie; hiervon 59,18%, da wegen 
Arbeitsunfähigkeit vom 05.05.18-30.09.2018 anteilig zu kürzen) zzgl. 8 Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz seit dem 01.09.2019 zu zahlen.

XVIII. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Leistungsprämie für das Jahr 2019 vom 01.01.2019 bis 
einschließlich 24.01.2019 in Höhe von 5.260,27 EUR brutto (24 Tage vom 01.01.2019 bis 24.01.2019 geteilt 
durch 365 Tage mal 80.000,- EUR Gesamtleistungsprämie) zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz 
seit dem 20.10.2019 zu zahlen.

F - Anträge über Ansprüche vom 25.01.2019 bis einschließlich 30.04.2019 (Zeitraum als Insolvenzverwalter 
nach Erklärung Masseunzulänglichkeit bis Beendigung des Dienstverhältnisses durch Kündigung durch 
Insolvenzverwalter)

XIX. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für 25.01.2019 bis einschließlich 31.01.2019 in Höhe von 3.314,57 EUR 
brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.02.2019 zu zahlen.

XX. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat Februar 2019 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.03.2019 zu zahlen.

XXI. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat März 2019 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.04.2019 zu zahlen.

XXII. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat April 2019 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.05.2019 zu zahlen.

XXIII. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger halbe Leistungsprämie für das Jahr 2019 vom 25.01.2019 
bis einschließlich 30.04.2019 in Höhe von 10.520,55 EUR brutto (Tage vom 25.01.2019 bis einschließlich 
30.04.2019 geteilt durch 365 Tage mal 80.000,- EUR Gesamtleistungsprämie - zu 50% wegen Freistellung) 
zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 20.10.2019 zu zahlen.

G - Anträge über Ansprüche vom 01.05.2019 bis einschließlich 19.10.2019 (Zeitraum nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses bis Ende Frist des Vorstandsvertrag - Verfrühungsschaden)

XXIV. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger auf Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, 
Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat Mai 2019 in Höhe von 14.678,80 EUR 
brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.06.2019 zu zahlen.

XXV. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat Juni 2019 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.07.2019 zu zahlen.



XXVI. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat Juli 2019 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.08.2019 zu zahlen.

XXVII. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat August 2019 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.09.2019 zu zahlen.

XXVIII. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat September 2019 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 
Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.10.2019 zu zahlen.

XXIX. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss 
und Kfz-Nutzungsentschädigung für den 01.10.2019 bis einschließlich 19.10.2019 in Höhe von 8.996,68 
EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 20.10.2019 zu zahlen.

…. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger halbe Leistungsprämie für das Jahr 2019 vom 01.05.2019 bis 
einschließlich 19.10.2019 in Höhe von 18.849,32 EUR brutto (172 Tage vom 01.05.2019 bis einschließlich 
19.10.2019 geteilt durch 365 Tage mal 80.000,- EUR Gesamtleistungsprämie - zu 50% wegen Freistellung) 
zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 20.10.2019 zu zahlen.

Hilfsweise beantragt der Kläger zu seinen Anträgen IX. bis ….:

IX. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und anteiliger Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat August 
2018 in Höhe von 13.490,12 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.09.2018 
als Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Masseverbindlichkeit im Sinne des § 55 
Abs. 2 InsO zu behandeln.

X. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat September 2018 in 
Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.10.2018 als 
Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Masseverbindlichkeit im Sinne des § 55 Abs. 
2 InsO zu behandeln.

XI. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat Oktober 2018 in 
Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.11.2018 als 
Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Masseverbindlichkeit im Sinne des § 55 Abs. 
2 InsO zu behandeln.

XII. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den 01.11.2018 bis 
einschließlich 14.11.2018 in Höhe von 6.850,11 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz 
seit dem 01.12.2018 als Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Masseverbindlichkeit 
im Sinne des § 55 Abs. 2 InsO zu behandeln.

XIII. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Leistungsprämie 
für das Jahr 2018 vom 01.08.2018 bis einschließlich 14.11.2018 in Höhe von 13.784,77 EUR brutto als 
Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Masseverbindlichkeit im Sinne des § 55 Abs. 
2 InsO zu behandeln.

XIV. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und anteiliger Kfz-Nutzungsentschädigung für den 15. bis 
einschließlich 30. November 2018 in Höhe von 7.828,69 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz seit dem 01.12.2018 als Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als 
Masseverbindlichkeit im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XV. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat Dezember 2018 in 
Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.01.2019 als 



Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Masseverbindlichkeit im Sinne des § 55 Abs. 
1 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XVI. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den 01.01.2019 bis 
einschließlich 24.01.2019 in Höhe von 11.364,23 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz 
seit dem 01.02.2019 als Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Masseverbindlichkeit 
im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XVII. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Leistungsprämie 
für das Jahr 2018 vom 15.11.2018 bis einschließlich 31.12.2018 in Höhe von 6.096,15 EUR brutto als 
Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Masseverbindlichkeit im Sinne des § 55 Abs. 
1 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XVIII. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf 
Leistungsprämie für das Jahr 2019 vom 01.01.2019 bis einschließlich 24.01.2019 in Höhe von 5.260,27 
EUR brutto (24 Tage vom 01.01.2019 bis 24.01.2019 geteilt durch 365 Tage mal 80.000,- EUR 
Gesamtleistungsprämie) zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 20.10.2019als 
Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Masseverbindlichkeit im Sinne des § 55 Abs. 
1 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XIX. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für 25.01.2019 bis einschließlich 
31.01.2019 in Höhe von 3.314,57 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 
01.02.2019 als Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Neumasseverbindlichkeiten im 
Rang des § 209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XX. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat Februar 2019 in 
Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.03.2019 als 
Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Neumasseverbindlichkeiten im Rang des § 
209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XXI. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat März 2019 in Höhe 
von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.04.2019 als 
Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Neumasseverbindlichkeiten im Rang des § 
209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XXII. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat April 2019 in Höhe 
von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.05.2019 als 
Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Neumasseverbindlichkeiten im Rang des § 
209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XXIII. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist den klägerischen Anspruch auf halbe 
Leistungsprämie für das Jahr 2019 vom 25.01.2019 bis einschließlich 30.04.2019 in Höhe von 10.520,55 
EUR brutto (Tage vom 25.01.2019 bis einschließlich 30.04.2019 geteilt durch 365 Tage mal 80.000,- EUR 
Gesamtleistungsprämie - zu 50% wegen Freistellung) zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit 
dem 20.10.2019 als Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als 
Neumasseverbindlichkeiten im Rang des § 209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu 
behandeln.

XXIV. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat Mai 2019 in Höhe 
von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.06.2019 als 
Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Neumasseverbindlichkeiten im Rang des § 
209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XXV. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf Grundvergütung 
samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat Juni 2019 in Höhe 



von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 01.07.2019 als 
Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Neumasseverbindlichkeiten im Rang des § 
209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XXVI. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf 
Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat 
Juli 2019 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 
01.08.2019 als Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Neumasseverbindlichkeiten im 
Rang des § 209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XXVII. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf 
Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat 
August 2019 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 
01.09.2019 als Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Neumasseverbindlichkeiten im 
Rang des § 209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XXVIII. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf 
Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den Monat 
September 2019 in Höhe von 14.678,80 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz seit dem 
01.10.2019 als Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als Neumasseverbindlichkeiten im 
Rang des § 209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu behandeln.

XXIX. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf 
Grundvergütung samt KV/PV-Zuschuss, Handyzuschuss und Kfz-Nutzungsentschädigung für den 
01.10.2019 bis einschließlich 19.10.2019 in Höhe von 8.996,68 EUR brutto zzgl. 8 Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz seit dem 20.10.2019 als Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als 
Neumasseverbindlichkeiten im Rang des § 209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu 
behandeln.

…. Es wird festgestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, den klägerischen Anspruch auf halbe 
Leistungsprämie für das Jahr 2019 vom 01.05.2019 bis einschließlich 19.10.2019 in Höhe von 18.849,32 
EUR brutto (172 Tage vom 01.05.2019 bis einschließlich 19.10.2019 geteilt durch 365 Tage mal 80.000,- 
EUR Gesamtleistungsprämie - zu 50% wegen Freistellung) zzgl. 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz 
seit dem 20.10.2019 als Masseforderung zugunsten des Klägers festzustellen und als 
Neumasseverbindlichkeiten im Rang des § 209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO zu 
behandeln.

Äußerst hilfsweise beantragt der Kläger:

I. 

Für den Fall, dass einem der Hilfsanträge XIX. - …. auf Feststellung von Forderungen des Klägers als 
Neumasseverbindlichkeiten im Rang des § 209 Abs. 1 Nr. 2 InsO i.V.m. § 209 Abs. 2 Nr. 2 InsO nicht 
entsprochen wird, wird beantragt, die Forderungen des jeweiligen Antrags als Masseverbindlichkeiten im 
Rang des § 55 Abs. 1 Nr. 2 InsO oder als Masseverbindlichkeiten im Rang des § 55 Abs. 2 InsO 
festzustellen.

II. 

Für den Fall, dass einem der Hilfsanträge IX. - XVIII. oder einem Hilfshilfsantrag gemäß I. auf Feststellung 
von Forderungen des Klägers als Masseverbindlichkeiten im Rang des § 55 Abs. 1 Nr. 2 InsO oder im Rang 
des § 55 Abs. 2 InsO nicht entsprochen wird, wird beantragt, die Forderungen des jeweiligen Antrags als 
Insolvenzforderungen festzustellen.

III. 

23
Für den Fall, dass einem der Anträge III. -

VII. oder einem Hilfshilfsantrag gemäß II. auf Feststellung von Forderungen des Klägers als 
Insolvenzforderungen nicht entsprochen wird, wird beantragt, die Forderungen des jeweiligen Antrags als 
nachrangige Insolvenzforderungen festzustellen.



III. 
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Der Beklagte beantragt demgegenüber:

Klageabweisung.

25
Zur Begründung beruft er sich im Wesentlichen darauf, die Kündigung entfalte angesichts des Vorliegens 
eines wichtigen Grundes Wirksamkeit. Dies zeige bereits die Regelung in § 10 Ziff. 2 des 
Vorstandsdienstvertrages. Jedenfalls aber müsse bestritten werden, die behauptete Arbeitsbelastung als 
Vorstand bzw. das Verhältnis zu Herrn W… sei ursächlich für die aufgetretene Erkrankung Mitte April 2018. 
Es sei medizinisch nicht ersichtlich, wie man die zugrundeliegende Viruserkrankung und das behauptete 
Chronic Fatigue Syndrom auf die Vorstandstätigkeit zurückführen könne. Eine Überlastung lasse sich 
wegen der nicht operativen Führung durch den Kläger keinesfalls aus der Tätigkeit für die 
Tochtergesellschaften ableiten, für die sich der zusätzliche Arbeitsaufwand in Grenzen halte. Angesichts 
des wirtschaftlichen Überlebens der S… AG wäre die Neubesetzung von Vorstandsposten nicht darstellbar 
gewesen. Auf Überlastung könne sich der Kläger wegen der erst Ende 2018 erfolgten Niederlegung der 
Geschäftsführerstellung bei den als UG geführten Vorratsgesellschaften nicht berufen, zumal ein 
besonderer Arbeitsaufwand in diesen Gesellschaften nicht erkennbar sei. Dasselbe gelte für die S2. 
Universitätsdruckerei GmbH als Gesellschaft ohne Geschäftsgegenstand sowie für die S… 
Vermögensverwaltung GmbH als Mantelgesellschaft ohne operative Tätigkeit. Die Tätigkeit für die S… 
Vermögensverwertung GmbH stelle einen Teil der ohnehin bei der S… AG anfallende Tätigkeit dar. Der 
Kläger sei nicht zur Aufnahme diverser Rechtsbeziehungen zwischen der S… AG und Gesellschaften von 
Herrn W… gedrängt worden. Die Frist von zwei Wochen sei angesichts des Fristbeginns mit der 
Aufsichtsratssitzung vom 4.6.2018 gewahrt; aufgrund urlaubsbedingter Abwesenheit des 
Aufsichtsratsmitgliedes K… habe der Beschluss über die Kündigung des Vertrags mit dem Kläger erst am 
17.6.2018 gefasst werden können. Angesichts des privaten Anteils der Kfz-Nutzung könne der geltend 
gemachte Betrag von € 1.939,43 brutto pro Monat nicht nachvollzogen werden. Angesichts der 
unterbliebenen Vorlage der Fahrtenbücher des Klägers müsse der geldwerte Vorteil in dieser Höhe 
bestritten werden. Ein Vertragsverhältnis des Klägers mit 1 & 1 Allnet-Flat sei nicht ersichtlich. Beim 
Verfrühungsschaden aus § 113 InsO müsse sich der Kläger dasjenige anrechnen lassen, was er in einem 
neuen Dienstverhältnis oder in anderer Weise durch frei gewordene Arbeitskraft erworben habe oder zu 
erwerben böswillig unterlassen habe. Der Vortrag zur Leistungsprämie 2018 wie auch zum Erfolgsbonus sei 
unsubstantiiert. Angesichts des fehlenden Abflusses der Biodiesel-Transaktion komme die Bemessung der 
Leistungsprämie für 2018 von Vornherein nicht in Betracht. Die Masseunzulänglichkeit dürfe das Gericht 
nicht überprüfen.

IV. 
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1. Der Beklagte hat mit Schriftsatz vom 18.10.2019 (Bl. 138/140 d.A.) den bisheri-gen Mitgliedern des 
Aufsichtsrates, Herrn …, Herrn …, Frau … und Herrn …, den Streit verkündet. Diese sind mit Schriftsätzen 
ihrer Prozessbevollmächtigten vom 4.11.2018, Bl. 147/148 d.A. sowie jeweils vom 18.12.2019 (Bl. 172/173 
d.A., Bl. 174/175 d.A. und Bl. 176/177 d.A.) dem Rechtsstreit auf Seiten der Beklagten beigetreten. Sie 
haben sich dessen Antrag auf Klageabweisung angeschlossen. Zur Begründung verweisen sie im 
Wesentlichen darauf, es komme bei der Frist des § 626 Abs. 2 BGB auf den Zeitpunkt der 
Kenntniserlangung durch den Aufsichtsrat als Kollegialorgan an, nicht auf den Zeitpunkt der 
Kenntniserlangung außerhalb einer Aufsichtsratssitzung. Maßgeblich sei daher die Sitzung vom 17.6.2018. 
Aus den gesundheitlichen Beeinträchtigungen resultiere angesichts der Regelung in § 8 des 
Vorstandsdienstvertrages über die Fortzahlung der Vergütung kein wichtiger Grund.

27
2. Die Parteien haben mit Schriftsätzen vom 4.2.2020 (Bl. 212/213 d.A.) vom 5.2.2020 (Bl. 220/233 d.A.), 
vom 5.2.2020 (Bl. 214/219 d.A.) und vom 4.2.2020 (Bl. 220/222 d.A.) jeweils ihr Einverständnis mit einer 
Entscheidung im schriftlichen Verfahren erklärt.

V. 

28



Zur Ergänzung des Tatbestands wird Bezug genommen auf die gewechselten Schriftsätze samt Anlagen 
sowie das Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 9.1.2020 (Bl. 207/211 d.A.).

Entscheidungsgründe

29
Die Klagen sind zulässig und zu einem erheblichen Teil auch begründet.

I. 

30
Die auf Feststellung der fehlenden Beendigung des Vorstandsdienstvertrages durch die am 18.6.2018 
zugegangene Kündigungserklärung vom 17.6.2018 gerichtete Klage ist zulässig und begründet.

31
1. Die Klage ist als Feststellungsklage zulässig.

32
a. Bei der Frage der Auflösung oder Nichtauflösung eines Vorstandsdienstvertrages handelt es sich um ein 
Rechtsverhältnis im Sinne des § 256 Abs. 1 ZPO, weil es dabei um die Beziehungen zwischen zwei 
Personen geht, die subjektive Rechte enthält.

33
b. Ebenso muss das Interesse an der alsbaldigen Feststellung bejaht werden, weil die Beklagte von der 
Wirksamkeit der außerordentlichen Kündigung ausgeht und somit eine gegenwärtige Gefahr der 
Unsicherheit für das subjektive Recht des Klägers besteht (vgl. nur Greger in: Zöller, ZPO, 33. Aufl., § 256 
Rdn. 7) und nur über eine Feststellungsklage mit Rechtskraft entschieden wird, ob der 
Vorstandsdienstvertrag beendet ist oder nicht.

34
2. Die Feststellungsklage ist begründet, weil die außerordentliche Kündigung der S… AG vom 17.6.2018 
keine Wirksamkeit entfalten konnte.

35
a. Ein wichtiger Grund im Sinne des § 626 Abs. 1 BGB kann nicht bejaht werden. Nach dieser Vorschrift 
kann das Dienstverhältnis von jedem Vertragsteil aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem Kündigenden unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls und unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile 
die Fortsetzung des Dienstverhältnisses bis zur vereinbarten Beendigung nicht zugemutet werden kann. In 
einer unberechtigten Niederlegung des Amts als Vorstands muss zwar ein wichtiger Grund im Sinne des § 
626 Abs. 1 BGB gesehen werden (vgl. LG München I AG 2018, 499, 501 = ZIP 2018, 1292, 1294 = WM 
2018, 1259, 1262; Spindler in: Münchener Kommentar zum AktG, 5. Aufl., § 84 Rdn. 182). Davon kann hier 
aber nicht ausgegangen werden; der Kläger legte sein Vorstandsamt nämlich berechtigt nieder, weshalb er 
seine Pflichten als Vorstand der Beklagten nicht verletzt hat.

36
(1) Der Grund für die Amtsniederlegung ist zunächst und in erster Linie in der schwerwiegenden Erkrankung 
des Klägers zu sehen. Die Kammer muss dabei vom Vorliegen insbesondere einer Influenza mit einer 
anschließenden Myokarditis ausgehen, an die sich wiederum ein Chronic Fatigue Syndrom anschloss. 
Selbst wenn die Beklagte mit Schriftsatz vom 9.7.2019 die Erkrankung des Klägers zulässigerweise mit 
Nichtwissen gem. § 138 Abs. 4 ZPO bestritten haben sollte, hat die Kammer aufgrund der vorgelegten 
ärztlichen Bescheinigung vom 15.6.2018 keinerlei Zweifel daran, dass der Beklagte im Zeitraum vor der 
Erklärung der Amtsniederlegung über mehrere Wochen schwerst erkrankt war, was einen stationären 
Krankenhausaufenthalt vom 12.6. bis 23.6.2018 erforderlich machte. Aus dem Entlassungsbericht ergibt 
sich namentlich, dass er an wiederkehrenden Herzbeutel- und Herzmuskelentzündungen nach einer 
Influenza im April 2018 litt. Eine verschleppte Influenza und vor allem auch eine derartige Myokarditis 
können durchaus Lebensgefahr nach sich ziehen, wie allgemein und namentlich dem Vorsitzenden aus 
seiner Tätigkeit in einer für Arzthaftungssachen zuständigen Zivilkammer bekannt ist; die Möglichkeit der 
Lebensgefahr zeigte sich auch nach einer entsprechenden Erkrankung des nunmehrigen Bundesministers 
des Inneren, über die in den Medien wiederholt berichtet wurde. Angesichts dieser Erkrankungen ist der 



Kläger gehalten gewesen, hohe Belastungen im Arbeitsleben zu vermeiden. Eine derartige Belastung ist 
aber mit der Tätigkeit als Vorstand, der Führungsverantwortung für die Gesellschaft nach innen wie nach 
außen im Rechtsverkehr mit Dritten ebenso wie auch Haftungsrisiken übernehmen muss, verbunden. Dies 
gilt umso mehr, als sich die S… AG offensichtlich bereits im Frühjahr 2018 in einer wirtschaftlichen 
Krisensituation befand, die zu Entlassungen von Mitarbeitern führte, und bei der der Kläger einziges 
Vorstandsmitglied war. Gerade in einer Krisensituation treffen das Vorstandsmitglied erhöhte 
Beobachtungs- und Sorgfaltspflichten. In diesem Zusammenhang muss namentlich auch berücksichtigt 
werden, dass er bereits mit Schreiben vom 4.5.2018 auf seine Absicht zur Amtsniederlegung aufgrund 
seiner gesundheitlichen Beeinträchtigungen hingewiesen hatte, ohne dass der Aufsichtsrat hierauf durch 
Installation eines Nachfolgers reagiert hätte. Den Aufsichtsrat tritt dabei auch eine Verpflichtung gegenüber 
dem Kläger als Vorstand, auf dessen Gesundheit Rücksicht zu nehmen, wie der Wertung des § 618 BGB zu 
entnehmen ist. Dem wurde der Aufsichtsrat nicht hinreichend gerecht, indem gerade in der Krise der Kläger 
nicht zumindest teilweise durch die Bestellung eines weiteren Vorstandsmitglieds entlastet wurde.

37
Auf die Frage, inwieweit der gegebenenfalls sogar lebensbedrohliche Gesundheitszustand des Klägers 
durch die Tätigkeit bei der S… AG kausal hervorgerufen wurde oder nicht, kommt es nicht 
entscheidungserheblich an, weil auf den objektiven Zustand der nicht auszuschließenden 
Lebensgefährdung bei Fortsetzung der Organtätigkeit abgestellt werden muss.

38
(2) Weiterhin ergibt sich die Berechtigung der Amtsniederlegung aus der Tatsache, dass Herr … W… zum 
Geschäftsführer in einer wesentlichen Teilkonzernholdinggesellschaft der S… AG bestellt wurde. 
Angesichts der Vorkommnisse vom November 2017, in der Herr W… in seiner damaligen Eigenschaft als 
Aufsichtsratsvorsitzender die Mitarbeiter der S… AG unzutreffend über den Kläger informierte, ist ihm eine 
Zusammenarbeit mit dem nunmehrigen Geschäftsführer der Teilkonzernholdinggesellschaft nicht 
zuzumuten. Auch wenn der Kläger Organ der Obergesellschaft ist, muss er mit dem Organ seiner 
Tochtergesellschaft vertrauensvoll zusammenarbeiten können und diesem vertrauen, dass er 
gegebenenfalls verbindliche Weisungen auch tatsächlich befolgt. Selbst wenn nur ein faktischer Konzern 
bestehen sollte, in dem kein Weisungsrecht der Muttergesellschaft gegenüber dem Geschäftsführer oder 
Vorstand der abhängigen Gesellschaft besteht, ist der Vorstand der Muttergesellschaft zumindest 
verpflichtet, ernsthafte Versuche zu unternehmen und darauf hinzuwirken, bei den Tochtergesellschaften 
wirksame und auf den Gesamtkonzern abgestimmte Verfahren der Risikoidentifikation, -bewertung und -
berichterstattung einzuführen (vgl. nur Ghassemi-Tabar in: Iller/Ghassemi-Tabar/Cordes, Handbuch 
Vorstand und Aufsichtsrat, 1. Aufl., § 15 Rdn. 53).

39
(3) Der Berechtigung der Amtsniederlegung durch den Kläger kann der Beklagte nicht entgegenhalten, in § 
10 Abs. 2 des Vorstandsdienstvertrages sei die Amtsniederlegung als wichtiger Grund für die Beendigung 
des Vertrages ausdrücklich genannt gewesen. Die Vereinbarung eines wichtigen Grundes in einem 
Vorstandsdienstvertrag kann keine Wirksamkeit entfalten. Alleiniger Maßstab für die Wirksamkeit einer 
außerordentlichen Kündigung muss § 626 Abs. 2 Satz 1 BGB sein. Diese Norm setzt indes auch eine 
umfassende Güterabwägung voraus, die nach dem Wortlaut von § 10 Ziff. 2 des Vorstandsdienstvertrages 
gerade nicht stattfinden soll. Daher kann die Wirksamkeit der Kündigung aus wichtigem Grund nicht auf 
diese Vertragsbestimmung gestützt werden, wenn - wie hier - ein berechtigter Grund zur Amtsniederlegung 
anzunehmen ist.

40
Ebenso wenig kann der Berechtigung der Amtsniederlegung entgegengehalten werden, der Kläger habe 
nach dem Zugang der außerordentlichen Kündigung mehrere Beratungsverträge als Geschäftsführer der 
P… GmbH mit mehreren Tochtergesellschaften der S… AG abgeschlossen. Die Arbeitsbelastung aus 
diesen Verträgen ist nicht vergleichbar mit der Belastung als Vorstand einer damals noch börsennotierten 
Aktiengesellschaft. Der Beklagte hat selbst darauf hingewiesen, dass die große Mehrzahl dieser 
Gesellschaften nicht operativ tätig sei. Dann aber kann die daraus resultierende Belastung nicht mit den 
Anforderungen gleichgesetzt werden, die aus der Vorstandstätigkeit bei der S… AG resultierten. Aus dem 
gleichen Grund kann nicht angenommen werden, aus dem unterbliebenen Widerruf der Stellung als 
Geschäftsführer bei diesen Gesellschaften nach der Amtsniederlegung bei der S… AG lasse sich die 
fehlende Berechtigung zum Widerruf dieser Organstellung bei der S… AG herleiten.



41
b. Angesichts dessen kommt es nicht mehr entscheidungserheblich darauf an, inwieweit die Frist des § 626 
Abs. 2 Satz 1 und Satz 2 BGB eingehalten hat, wonach die Kündigung nur innerhalb von zwei Wochen 
erfolgen kann und die Frist mit dem Zeitpunkt beginnt, in dem der Kündigungsberechtigte von den für die 
Kündigung maßgebenden Tatsachen Kenntnis erlangt.

II. 

42
Die Feststellungsklage ist auch in Bezug auf die vom Beklagten ausgesprochene Kündigung mit Schreiben 
vom 28.12.2018 zulässig und begründet.

43
1. Hinsichtlich der Zulässigkeit kann auf die obigen Ausführungen unter I. 1. zur Vermeidung von 
Wiederholungen in vollem Umfang Bezug genommen werden.

44
2. Die Feststellungsklage ist auch begründet, weil die zunächst ausgesprochene Kündigung vom 
28.12.2018 den Vorstandsdienstvertrag nicht zum 31.3. 2019 beenden konnte.

45
a. Allerdings konnte der Vorstandsdienstvertrag vom Beklagten aufgrund von § 113 InsO fristgemäß 
gekündigt werden. Nach § 113 Satz 1 InsO kann vom Insolvenzverwalter ein Dienstverhältnis, bei dem wie 
hier der Schuldner der Dienstberechtigte ist, ohne Rücksicht auf eine vereinbarte Vertragsdauer gekündigt 
werden. Im Augenblick der Kündigungserklärung bestand das Dienstverhältnis fort, nachdem die 
außerordentliche Kündigung des Vorstandsdienstvertrages in der Erklärung vom 17.6.2018 aus den oben 
genannten Gründen unwirksam war und die Eröffnung des Insolvenzverfahren nicht zur automatischen 
Beendigung des Vertrages führte; aus § 108 Abs. 1 Satz 1 InsO ergibt sich zwingend, dass die 
Dienstverhältnisse des Schuldners mit Wirkung für die Insolvenzmasse fortbestehen.

46
b. Allerdings konnte die Kündigung vom 28.12.2018 das Dienstverhältnis ebenso wie die erneute 
Kündigung, die mit Schreiben vom 3.1.2019 ausgesprochen wurde, das Dienstverhältnis erst zum 
30.4.2019 und nicht bereits zum 31.3.2019 beenden. Die Kündigungsfrist beträgt gemäß § 113 Satz 2 InsO 
drei Monate zum Monatsende, wenn nicht - was hier angesichts der Befristung des 
Vorstandsdienstvertrages und dem damit verbundenen Ausschluss des Rechts zur ordentlichen Kündigung 
nicht der Fall ist - eine kürzere Frist maßgeblich ist. Entscheidend für den Beginn der Frist von drei Monaten 
ist entsprechend allgemeinen Grundsätzen der Rechtsgeschäftslehre der Zugang der Kündigung im Sinne 
des § 130 Abs. 1 BGB. Demgemäß muss die Kündigung spätestens am letzten Tag des dritten 
vorangegangenen Monats zugehen (vgl. Caspers in: Münchener Kommentar zur InsO, 4. Aufl., § 113 Rdn. 
29). Der Zugang der Kündigung erfolgte vorliegend am 4.1.2019, weshalb der Vorstandsdienstvertrag erst 
zum 30.4.2019 durch die Kündigungserklärung vom 28.12.2018 beendet werden konnte. Eine 
empfangsbedürftige Willenserklärung wie die Kündigung ist erst dann zugegangen, wenn sie so in den 
Bereich des Empfängers gelangt ist, dass dieser unter normalen Umständen die Möglichkeit hat, vom Inhalt 
der Erklärung Kenntnis zu nehmen (vgl. nur BGH NJW 1980, 990 = WM 1980, 503, 504 = DB 1980, 1259 = 
BB 1980, 496 = MDR 1980, 573 = ZMR 1980, 204, 205 = WuM 1980, 195; DB 2011, 1798, 1799 f. = 
GmbHR 2011, 925, = ZIP 2011, 1562, 1563 = WM 2011, 1531, 1533 = GmbHR 2011, 925, 926 = MDR 
2011, 1122 = NJW-RR 2011, 1184, 1185; Palandt-Ellenberger, BGB, 79. Aufl., § 130 Rdn. 5). Dieser 
tatsächliche Zugang im Machtbereich des Klägers erfolgte indes erst am 4.1.2019. Dem kann nicht 
entgegengehalten werden, der Kläger habe es unterlassen, seine neue Anschrift dem Beklagten 
mitzuteilen. Der Empfänger einer Willenserklärung kann sich nämlich nach Treu und Glauben (nur) dann 
nicht auf den verspäteten Zugang einer Willenserklärung berufen, wenn er die Zugangsverzögerung selbst 
zu vertreten hat. Nur in einem solchen Fall hat er sich so zu behandeln lassen, als habe der Erklärende - 
vorliegend also der Beklagte - die Fristen gewahrt. Wer aufgrund bestehender vertraglicher Beziehungen 
mit dem Zugang rechtserheblicher Erklärungen zu rechnen hat, muss geeignete Vorkehrungen treffen, 
damit ihn derartige Erklärungen auch erwerben. Unterlässt er dies, wird darin vielfach ein Verstoß gegen die 
durch den Abschluss eines Vertrages begründeten Sorgfaltspflichten liegen. Auch bei schweren 
Sorgfaltspflichtverstößen kann der Adressat aber regelmäßig nur dann so behandelt werden, wenn der 
Erklärende alles Erforderlich und ihm Zumutbare getan hat, damit seine Erklärung den Adressaten auch 



tatsächlich erreichen konnte (vgl. BGHZ 137, 205, 208 = NJW 1998, 976, 977 = ZIP 1998, 212, 213 = DB 
1998, 618, 619 = BB 1998, 289 f. = WM 1998, 459, 460 = VersR 1998, 472, 473; BAG NZA 2006, 204, 205 
= AP BGB § 130 Nr. 24; NZA 2008, 1155, 1160 = AP SGB IX § 85 Nr. 5; Hesse in: Münchener Kommentar 
zum BGB, 8. Aufl., § 130 Rdn. 110; Palandt-Ellenberger, BGB, a.a.O., § 130 Rdn. 18; Müller-Glöge in: 
Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, 20. Aufl., § 620 BGB Rdn. 54).

47
Vorliegend kann indes nicht davon ausgegangen werden, der Beklagte habe alles Erforderliche getan, um 
eine fristgerechte Zustellung noch im Dezember 2018 zu erreichen. Die fehlende Mitteilung einer neuen 
Anschrift an den Beklagten rechtfertigt nicht die Annahme einer Treuwidrigkeit des Klägers. Dieser hatte 
nämlich seinen nunmehrigen Prozessbevollmächtigten mit der Vertretung seiner rechtlichen Interessen im 
Zusammenhang mit der vom Aufsichtsrat der S… AG ausgesprochenen fristlosen Kündigung mandatiert 
und bereits mit Schriftsatz vom 9.11.2018 Klage erhoben, die dem Prozessbevollmächtigten der Beklagten 
am 10.12.2018 zugestellt wurde. Dann aber hätte die Kündigung des Vorstandsdienstvertrages im 
Schreiben vom 28.12.2018 dem Prozessbevollmächtigten des Klägers zugestellt werden können, weil die 
Prozessvollmacht die Entgegennahme von Willenserklärungen umfasst, die - wie hier - den mit dem 
Feststellungsantrag verbundenen (weiteren) Streitgegenstand der Beendigung des 
Vorstandsdienstvertrages durch diese erneute Kündigung betrafen (vgl. BAG NJW 1988, 2691, 2693 = DB 
1988, 1758, 1759 = MDR 1988, 890 f. = NZA 1988, 651, 654 = AP KSchG 1969 Nr. 19; Althammer in: 
Zöller, ZPO, a.a.O., § 81 Rdn. 10 und 11; Toussaint in: Münchener Kommentar zur ZPO, 5. Aufl., § 81 Rdn. 
25).

III. 

48
Die Klage auf Feststellung der Verpflichtung des Beklagten zur Errichtung eines Konzernjahresabschlusses 
mit anschließender Feststellung zur Tabelle eines sich daraus ergebenden Erfolgsbonus ist zulässig und 
begründet.

49
1. Dem Kläger steht ein entsprechender Anspruch auf Erstellung eines Konzernjahresabschlusses für das 
Geschäftsjahr 2017 aus § 3 Ziff. 2 lit. a. in Verbindung mit §§ 280 Abs. 1, 286 Abs. 1 BGB zu. Dies ergibt 
eine Auslegung der vertraglichen Bestimmungen nach §§ 133, 157 BGB. Die Erstellung des 
Konzernjahresabschlusses dient zwar nicht primär den Interessen des einzelnen Vorstandsmitglieds, 
sondern soll der Information Außenstehender über die Lage des Konzerns dienen, weil ein Einzelabschluss 
bei enger wirtschaftlicher Verflechtung keinen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage bietet (vgl. 
Grottel/Kreher in: Beck‘scher Bilanz-Kommentar, 12. Aufl., § 290 HGB Rdn. 1). Wenn aber wie hier in § 3 
Ziff. 2 lit. a. der Erfolgsbonus anhand der Bezugsgröße auf Konzernebene ermittelt werden soll, hat auch 
der Kläger als Vorstand einen durchsetzbaren Anspruch auf Ermittlung des Konzernergebnisses aus einem 
Konzernabschluss. Andernfalls würde sein vertraglicher Anspruch aus der Vergangenheit ins Leere laufen. 
Dann aber muss unabhängig davon, ob sich die Schuldnerin auf größenabhängige Befreiungen berufen 
kann oder nicht, ein entsprechender Konzernabschluss erstellt werden. Dabei ist weder vorgetragen noch 
sonst erkennbar, dass der Beklagte als Insolvenzverwalter hierzu nicht über die erforderlichen Unterlagen 
verfügen würde. Aufgrund von § 290 Abs. Satz 1 HGB ist der Konzernjahresabschluss in den ersten fünf 
Monaten des Konzerngeschäftsjahres aufzustellen. Dies bedeutet, dass die Aufstellung bis spätestens 
31.5.2018 hätte erfolgen müssen. Von diesem Zeitpunkt an war der zuständige Aufsichtsrat bereits in 
Verzug gewesen. Da für die Leistung der Feststellung des Konzernjahresabschlusses somit eine Zeit nach 
dem Kalender bestimmt ist, geriet die Schuldnerin mit Ablauf des 31.5.2018 aufgrund von § 286 Abs. 2 Nr. 1 
BGB auch ohne Mahnung in Verzug, wobei der Verzug als Pflichtverletzung im Sinne des § 280 Abs. 1 BGB 
anzusehen ist.

50
2. Die Verzinsung des sich so ergebenden Betrages ist indes erst ab dem 29.6.2018 fällig geworden und mit 
5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz zu verzinsen.

51
a. Die Zahlung des Erfolgsbonus ist am 28.6.2018 fällig geworden entsprechend der Regelung in § 3 Abs. 2 
lit. a, weshalb die Verzinsung gemäß § 187 BGB analog am 29.6.2018 zu laufen beginnt. Einer Mahnung 



bedurfte es auch hier nicht, so dass der Kläger gemäß §§ 286 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1, 288 Abs. 1 Satz 1 
BGB Verzugszinsen als Verzugsschaden verlangen kann.

52
b. Der Zinssatz beträgt aufgrund der Regelung in § 288 Abs. 1 Satz 2 BGB 5 Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz. Die Regelung in § 288 Abs. 2 BGB mit dem höheren Zinssatz von 8 Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz ist vorliegend nicht anwendbar, weil an dem Rechtsgeschäft ein Verbraucher beteiligt ist. 
Der Vorstand einer Aktiengesellschaft ist ähnlich wie der Geschäftsführer einer GmbH nicht Unternehmer, 
handelt also nicht im Rahmen einer selbstständigen beruflichen Tätigkeit im Sinne des § 14 Abs. 1 BGB, 
sondern im Rahmen des vereinbarten Dienstverhältnisses mit der Aktiengesellschaft. Daran vermag auch 
die organschaftliche Stellung als Vorstand nichts zu ändern, nachdem diese vom Vorstandsdienstvertrag 
zwingend zu trennen ist. Wesentlich ist weiterhin der Gedanke, dass der Vorstand im Gegensatz zum 
selbstständig beruflich Tätigwerdenden nicht das unmittelbare unternehmerische Risiko seiner Tätigkeit 
trägt. Auch die Orientierung eines Teils der Vergütung am wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens 
vermag daran nichts zu ändern. Ebenso wenig rechtfertigt die größere Selbstständigkeit des nicht 
weisungsgebunden agierenden Vorstands im Vergleich zum Geschäftsführer der GmbH eine andere 
Beurteilung (vgl. OLG Düsseldorf, Urteil vom 24.2.2012, Az. I-16 U 177/10; OLG Hamm AG 2007, 910, 911 
f. = MDR 2007, 1438, 1439; Micklitz in: Münchener Kommentar zum BGB, 8. Aufl., § 13 Rdn. 61).

53
3. Der Zahlungsanspruch in der Hauptsache wie auch der bis zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens am 
14.11.2018 bestehende Zinsanspruch sind gem. § 38 InsO als Forderung des Gläubigers als 
Insolvenzgläubiger zur Insolvenztabelle im Sinne der §§ 174 Abs. 1, 175 Abs. 1 InsO anzumelden. 
Demgegenüber handelt es sich bei den seit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens aufgelaufenen Zinsen 
um nachrangige Insolvenzforderungen, nachdem auch Verzugszinsen unter § 39 Abs. 1 Nr. 1 InsO fallen 
(vgl. nur Ehricke/Behme in: Münchener Kommentar zur InsO, 4. Aufl., § 39 Rdn. 16; Bäuerle in: Braun InsO, 
8. Aufl., § 39 Rdn. 5).

IV. 

54
Dem Kläger steht ein Anspruch auf Feststellung zur Insolvenztabelle hinsichtlich seiner Grundvergütung 
samt Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung sowie Handyzuschuss in Höhe von insgesamt € 
67.874,10 ab dem Zeitpunkt der Kündigung bis zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens nebst Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz aus den monatlich geschuldeten 
Vergütungsbeträgen zu.

55
1. Der Anspruch des Klägers ergibt sich in der Hauptsache aus §§ 615 Satz 1, 293 ff. BGB. Nach § 615 
Satz 1 BGB kann der Dienstverpflichtete die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne zur Nachleistung 
verpflichtet zu sein, wenn der Berechtigte mit der Annahme der Dienste in Verzug kommt. Somit setzt die 
Anspruchsgrundlage in Verbindung mit § 293 ff. BGB voraus, dass ein Dienstverhältnis vorliegt, der 
Verpflichtete seine Dienste angeboten und der Dienstberechtigte sie nicht angenommen hat.

56
a. Die Voraussetzungen dieser Anspruchsgrundlage müssen vorliegend bejaht werden.

57
(1) Zwischen den Parteien bestand ein wirksamer Vorstandsdienstvertrag im Sinne des § 611 BGB, der 
durch die außerordentliche Kündigung der S… AG nicht beendet wurde, wie oben unter I. 2. begründet 
wurde. Hierauf kann zur Vermeidung von Wiederholungen in vollem Umfang Bezug genommen werden.

58
(2) Die Schuldnerin befand sich in Annahmeverzug im Sinne der §§ 293 ff. BGB, weil bereits davon 
auszugehen sein wird, es bedurfte keines Angebots des Klägers. In dem Ausspruch der Kündigung liegt 
nämlich zugleich die Erklärung des Dienstberechtigten, er werde die Leistung nicht annehmen (vgl. BAG 
NJW 2012, 2905, 2906 = NZA 2012, 971, 972 = AP BGB § 615 Nr. 128). Abgesehen davon muss jedenfalls 
in dem Schreiben seines nunmehrigen Prozessbevollmächtigten vom 31.7.2019 ein wörtliches Angebot zur 
Erbringung seiner Dienste gesehen werden (vgl. BGH NJW-RR 1997, 537, 538 = NZA-RR 1997, 329, 330).
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(3) Aufgrund der vertraglichen Regelung in § 8 Ziff. 2 des Vorstandsdienstvertrages über die 
Entgeltfortzahlung auch im Krankheitsfall über einen Zeitraum von sechs Monaten wird die Erkrankung des 
Klägers bis zum 30.9.2018 seinem Anspruch nicht entgegengehalten werden können.

60
b. Aufgrund von § 615 Satz 1 kann der Dienstverpflichtete die vereinbarte Vergütung verlangen.

61
(1) Der Umfang des Anspruchs umfasst folglich die Festvergütung in Höhe von € 12.500,- monatlich 
entsprechend § 3 Ziff. 1 des Vorstandsdienstvertrages sowie den Zuschuss zur Kranken- und 
Pflegeversicherung in Höhe von € 199,37 entsprechend § 3 Ziff. 5 des Vorstandsdienstvertrages sowie den 
Zuschuss zur Handynutzung mit einem Betrag von € 49,99 brutto. Die Kammer muss dabei von der 
Existenz des Handyvertrages mit 1 & 1 mit dem Tarif All-Net-Flat pro ausgehen. Der Kläger hat nämlich 
unwidersprochen vorgetragen, der Beklagte befinde sich im Besitz der entsprechenden Vertragsunterlagen. 
Dann aber hätte er substantiiert bestreiten müssen, warum es keinen Zuschuss für die Handynutzung in 
diesem Umfang geben solle.

62
(2) Einen weitergehenden Anspruch hinsichtlich des Umfangs der privaten Kfz-Nutzung hat der Kläger nicht 
nachgewiesen. So hat er - trotz Hinweises des Beklagten hierauf - die Fahrtenbücher, aus denen sich der 
Umfang seines Anspruchs ergeben soll, nicht vorgelegt. Allein aus dem Hinweis, aus welchen Positionen im 
Einzelnen sich der geldwerte Vorteil von € 1.939,43 errechnen lasse, genügt nicht, um daraus die konkrete 
Höhe des geltend gemachten Entgeltbestandteils abzuleiten.

63
(3) Für einen aufgrund von § 615 Satz 2 BGB anzurechnenden Verdienst im Umfang dessen, was der 
Kläger infolge des Unterbleibens der Dienstleistung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner 
Dienste erwirbt oder zu erwerben böswillig unterlässt, hat der Beklagte keinen hinreichend substantiierten 
Sachvortrag geleistet.

64
2. Die Ansprüche sind aufgrund von § 38 InsO zur Insolvenztabelle festzustellen, wie dies mit dem 
Hilfsantrag aus dem Schriftsatz vom 13.10.2019 zuletzt beantragt wurde. Bezüglich der Zinsen muss 
allerdings auch hier entsprechend den obigen Ausführungen unter III. 3. zwischen der Zeit vor und nach der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens differenziert werden.

65
a. Dies gilt ohne jeden Zweifel für den noch nicht bezahlten Anteil der Vergütung für den Monat Juni 2018 
wie auch für den Monat Juli 2018.

66
Allerdings kann nichts anderes auch für die Vergütungen für die Monate August bis Oktober 2018 sowie den 
Anteil für den Monat November bis zur Eröffnung des Insolvenzverfahrens gelten. Der mit dem Hauptantrag 
gestellte Zahlungsanspruch gegen den Beklagten lässt sich nicht als Anspruch qualifizieren, der gemäß § 
55 Abs. 2 InsO nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens als Masseverbindlichkeit einzuordnen wäre. 
Verbindlichkeiten, die von einem vorläufigen Insolvenzverwalter begründet worden sind, auf den die 
Verfügungsbefugnis über das Vermögen des Schuldners übergegangen ist, gelten aufgrund von § 55 Abs. 2 
Satz 1 InsO nach der Eröffnung des Verfahrens als Masseverbindlichkeiten. Gleiches gilt nach § 55 Abs. 2 
Satz 2 InsO für Verbindlichkeiten aus einem Dauerschuldverhältnis, soweit der vorläufige 
Insolvenzverwalter für das von ihm verwaltete Vermögen die Gegenleistung in Anspruch genommen hat. 
Die Voraussetzungen dieser Norm lassen sich vorliegend indes nicht bejahen.

67
Zum einen wird sich ein Anspruch aus § 615 Satz 1 BGB bereits nicht unter diese Vorschrift subsumieren 
lassen, weshalb er als Insolvenzforderung angesehen werden muss (vgl. BAG ZIP 2005, 1289, 1292 = BB 
2005, 1685, 1687; Hefermehl in: Münchener Kommentar zur InsO, a.a.O., § 55 Rdn. 229). Es fehlt nämlich 
bereits an der Inanspruchnahme der Gegenleistung durch den Beklagten als Insolvenzverwalter. Insoweit 
unterscheidet sich die Situation entscheidend von der in den vom Kläger zitierten Entscheidungen des BGH 
vom 29.4.2004, Az. IX ZR 141/03 (DZWIR 2005, 116 ff. = WuM 2004, 545 ff.) und vom 3.4.2003, Az. IX ZR 



101/02 (BGHZ 154, 358 ff. = NJW 2003, 2454 ff. = WM 2003, 1027 ff. = DB 2003, 1731 ff. = MDR 2003, 
1015 ff. = ZVI 2003, 468 ff.), weil es dort jeweils um Ansprüche auf Mietzahlung ging. Die Miete ist indes 
unabhängig von einer konkreten tatsächlichen Nutzung des Mieters geschuldet.

68
Zum anderen kann der Beklagte nicht als „starker“ Insolvenzverwalter angesehen werden, auf den die 
Verfügungsbefugnis über das Vermögen der Schuldnerin übergegangen wäre. Der Beschluss des 
Amtsgerichts München - Insolvenzgericht - vom 1.8.2018 bestellte den Beklagten als „schwachen“ 
vorläufigen Insolvenzverwalter im Sinne des § 22 Abs. 2 InsO; die Verfügungs- und Verwaltungsbefugnis 
über das Vermögen der Schuldnerin ging durch diesen Beschluss nicht auf den Beklagten über. Daran 
vermag auch nichts zu ändern, dass der Schuldnerin die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis sowie die 
Berechtigung zur Wahrnehmung der Gesellschafterrechte in Bezug auf insgesamt sechs 
Tochtergesellschaften entzogen wurde und dementsprechend die Pflichten des Beklagten als vorläufiger 
Insolvenzverwalter erweitert wurde. Bei dieser Ermächtigung durch das Gericht handelt es sich indes nicht 
um eine Ermächtigung zur Eingehung von Verbindlichkeiten zu Lasten der späteren Masse. Das 
Insolvenzgericht kann Einzelermächtigungen wie hier aussprechen, die aber nicht mit einem allgemeinen 
Verfügungsverbot gleichgesetzt werden können. Diese Einzelermächtigungen sind erforderlich, um auch 
einem nicht verfügungsbefugten Insolvenzverwalter die Erfüllung seiner Aufgaben zu ermöglichen. Aus der 
Ermächtigung muss eindeutig und unmissverständlich zu erkennen sein, mit welchen Befugnissen der 
vorläufige „schwache“ Insolvenzverwalter ausgestattet ist (vgl. BGH NJW 2015, 1171, 1173 = NZG 2015, 
521, 523 = ZIP 2015, 434, 436 f. = WM 2015, 385, 387 = DB 2015, 427, 430 = MDR 2015, 734 f. = DZWIR 
2015, 334, 337; Hefermehl in: Münchener Kommentar zur InsO, a.a.O., § 55 Rdn. 221 f.). Im Rahmen des 
Sicherungszwecks obliegt dem vorläufigen Insolvenzverwalter in erster Linie die Aufsicht und Kontrolle der 
Geschäftstätigkeit der Schuldnerin. Dieser strukturelle Unterschied verbietet indes die Gleichstellung mit 
dem starken vorläufigen Insolvenzverwalter, weshalb er keine Verpflichtungen zu Lasten der Masse 
eingehen kann. Nur innerhalb der dem „schwachen“ Insolvenzverwalter eingeräumten Befugnisse kann er 
dem „starken“ vorläufigen Insolvenzverwalter gleichgesetzt werden (vgl. Hefermehl in: Münchener 
Kommentar zur InsO, a.a.O., § 55 Rdn. 226). Von dieser konkreten Ermächtigung war der 
Vorstandsdienstvertrag mit dem Kläger ausweislich des Beschlusses des Amtsgerichts München - 
Insolvenzgericht - vom 1.8.2018 nicht umfasst.
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Eine analoge Anwendung von § 55 Abs. 2 Satz 2 InsO kommt in der vorliegenden Konstellation gleichfalls 
nicht in Betracht. Der Wortlaut zeigt durch die Formulierung „Gleiches gilt…“, dass in Satz 2 nur der in § 55 
Abs. 2 Satz 1 InsO angesprochene starke vorläufige Insolvenzverwalter gemeint sein kann. Eine Analogie 
ist zulässig und geboten, wenn das Gesetz eine planwidrige Regelungslücke enthält und der zu 
beurteilende Sachverhalt in rechtlicher Hinsicht so weit mit dem Tatbestand vergleichbar ist, den der 
Gesetzgeber geregelt hat, dass angenommen werden kann, der Gesetzgeber wäre bei einer 
Interessenabwägung, bei der er sich von den gleichen Grundsätzen hätte leiten lassen wie bei dem Erlass 
der herangezogenen Gesetzesvorschrift, zu dem gleichen Abwägungsergebnis gekommen (vgl. BGH NJW 
2007, 3124, 3125; NZM 2016, 890, 891). Eine planwidrige Regelungslücke kann indes nicht bejaht werden. 
Der Gesetzgeber hat in § 22 Abs. 1 InsO nur die Rechtsstellung des vorläufigen Insolvenzverwalters mit 
begleitendem allgemeinem Verfügungsverbot näher geregelt. Daran knüpft die Regelung des § 55 Abs. 2 
InsO die Schutzbedürftigkeit des Vertragspartners eines solchen vorläufigen Insolvenzverwalters. Wird 
dagegen kein allgemeines Verfügungsverbot erlassen, bleibt die Ausgestaltung der vorläufigen 
Insolvenzverwaltung der Bestimmung des Insolvenzgerichts in jedem Einzelfall überlassen. Allenfalls an 
solchen Einzelordnungen kann sich ein Vertrauen der Geschäfts- und Vertragspartner ausrichten. Eine 
allgemeine Erstreckung auf den vorläufigen Insolvenzverwalter im Sinne des § 22 Abs. 2 InsO lässt sich 
daraus aber nicht begründen (vgl. BGHZ 151, 353, 358 ff. = NJW 2002, 3326, 3327 f. = ZIP 2002, 1625, 
1627 = WM 2002, 1888, 1890 f. = DB 2002, 2100, 2101 = BB 2002, 1927, 1928 f. =NZI 2002, 543, 544 f. = 
NZM 2002, 859, 860 f.; Thole in: Karsten/Schmidt, InsO, 19. Aufl., § 55 Rdn. 41; Bäuerle/Migletti in: Braun, 
InsO, a.a.O., § 55 Rdn. 94), weil er im Gegensatz zum starken vorläufigen Insolvenzverwalter nicht 
umfassend für die Schuldnerin handeln darf und dies nur aufgrund eines allgemeinen Verfügungsverbots 
gerechtfertigt sein kann. Daran vermag dann aber auch der Umfang des Vermögens der Schuldnerin 
vorliegend nichts zu ändern, weil eine solche Erweiterung der Befugnisse mit dem auf dem Gedanken des 
Vertrauensschutzes der Geschäftspartner und dem Gedanken der Rechtssicherheit nicht vereinbar wäre.
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b. Angesichts dessen konnte auch der Hilfsantrag auf Feststellung als Masseforderung zugunsten des 
Klägers und Behandlung als Masseverbindlichkeit keinen Erfolg haben.

71
2. Die Entscheidung über die Zinsen ergibt sich aus §§ 280, 286 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1, 288 Abs. 1 BGB.

72
a. Der Beklagte befand sich auch ohne Mahnung mit diesen Zahlungen der monatlichen Vergütung in 
Verzug.

73
(1) Da der Vorstandsdienstvertrag keine Regelung über die Fälligkeit der monatlichen und damit nach 
Zeitabschnitten zu entrichtenden Vergütung enthielt, findet die gesetzliche Regelung aus § 614 BGB 
Anwendung, wonach die Vergütung nach dem Ablauf der einzelnen Zeitabschnitte zu entrichten ist. Folglich 
tritt Fälligkeit am Ersten des Folgemonats ein, weshalb Verzugszinsen ab dem zweiten Tag des 
Folgemonats geschuldet werden. Verzug tritt nämlich nur dann ein, wenn der Dienstberechtigte an diesem 
Tag nicht leistet. Fällt der Fälligkeitstag nun auf einen Samstag, Sonn- oder Feiertag, verschiebt sich der 
Zeitpunkt der Fälligkeit auf den nächsten und der Eintritt des Verzugs auf den übernächsten Werktag 
gemäß §§ 286 Abs. 3, 193 BGB (vgl. BAG AP BGB § 242 Gleichbehandlung Nr. 176). Diese Erwägungen 
gelten aber auch für die Vergütung des Monats Juni, bei der Fälligkeit am Tag nach der (vermeintlichen) 
Beendigung des Vorstandsdienstvertrages eingetreten ist, so dass die Verzinsung ab dem 19.6.2018 
auszusprechen war.

74
(2) Dabei sind die Verzugszinsen nach § 288 Abs. 1 Satz 1 BGB aus der in Geld geschuldeten 
Bruttovergütung zu zahlen. Die Verpflichtung zur Zahlung des Bruttoentgelts stellt nämlich in vollem Umfang 
eine Geldschuld des Arbeitgebers gegenüber dem Arbeitnehmer dar. Ist Inhalt der Vergütungsvereinbarung 
eine Geldleistung, lautet die Verpflichtung des Dienstverpflichteten auf Zahlung einer bestimmten Summe 
Geldes des sogenannten Bruttobetrages. Die „vereinbarte Vergütung“ im Sinne des § 611 BGB ist mangels 
abweichender Regelung der Vertragsparteien ein Bruttoentgelt, das regelmäßig öffentlich-rechtlichen 
Abzügen unterliegt. Die arbeitsrechtliche Vergütungspflicht beinhaltet indes nicht nur die Nettoauszahlung, 
sondern umfasst auch die Leistungen, die nicht in einer unmittelbaren Auszahlung an den 
Dienstverpflichteten bestehen. Dementsprechend kann die Klage auf Entgeltzahlung auch auf den 
Bruttobetrag gerichtet werden. Bei der Zwangsvollstreckung aus einem derartigen Urteil ist der gesamte 
Betrag beizutreiben. Abzug und Abführung von Gehaltsbestandteilen betreffen nur die Frage, wie der 
Arbeitgeber seine Zahlungspflicht gegenüber dem Arbeitnehmer erfüllt. Der Dienstberechtigte nimmt 
insoweit eine Aufgabe der Finanzbehörden wahr; dadurch ist sichergestellt, dass der Dienstverpflichtete 
Teile der Arbeitsvergütung in der steuerrechtlich vorgeschriebenen Weise verwendet. Einer vollständigen 
Auszahlung der Vergütung an den Arbeitnehmer steht zwar regelmäßig entgegen, dass es sich bei den der 
Einkommensteuer unterliegenden Einkünften um solche aus nicht selbständiger Arbeit im Sinne der §§ 2 
Abs. 1 Nr. 4, 19 EStG handelt. Dabei wird die Einkommensteuer nach § 38 Abs. 1 EStG durch Abzug vom 
Arbeitslohn erhoben; gleichwohl ist die einbehaltene Lohn- bzw. Einkommensteuer ein dem Arbeitnehmer 
verschaffter Vermögenswert, wobei der Arbeitnehmer Schuldner der Steuer ist. Die Abführung an das 
Finanzamt durch den Dienstverpflichteten nach § 41 a EStG erfolgt zugunsten des Dienstverpflichteten als 
Vorauszahlung auf dessen zu erwartende Einkommensteuerschuld. Materiell handelt es sich somit um eine 
Leistung an den Dienstverpflichteten, die nur aus formellen Gründen des Steuerrechts zur Vereinfachung 
des Verfahrens vom Dienstberechtigten unmittelbar an das Finanzamt erbracht wird. Eine Veränderung des 
materiellen Charakters der Zahlung an den Dienstverpflichteten ist damit nicht verbunden. 
Dementsprechend erhält dieser die abgeführte Steuer unter Umständen im Wege der Veranlagung teilweise 
oder ganz erstattet. Folglich wird dem Dienstverpflichteten nicht nur der Nettobetrag vorenthalten, wenn der 
Dienstverpflichtete das Entgelt nicht bezahlt. Demgemäß kommt der Beklagte mit der gesamten 
Bruttovergütung in Verzug, wenn er nach dem Eintritt der Fälligkeit nicht leistet (vgl. BAG NJW 2001, 3570, 
3571 = ZIP 2001, 1929, 1930 f. = DB 2001, 2196 f. = BB 2001, 2270 ff. = NZA 2001, 1195 = RdA 2012, 177 
f. = AP BGB § 288 Nr. 4; Ernst in: Münchener Kommentar zum BGB, 8. Aufl., § 288 Rdn. 15; Feldmann in: 
Staudinger, BGB, Neubearb. 2019, § 288 Rdn. 30; Palandt-Grüneberg, BGB, a.a.O., § 288 Rdn. 6; a.A. 
nicht überzeugend Löwisch RdA 2002, 182 ff.; Hanau Anm. zu AP BGB § 288 Nr. 4).
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b. Hinsichtlich der Höhe des Zinssatzes kann zur Vermeidung von Wiederholungen auf die obigen 
Ausführungen unter III. 2. b. verwiesen werden.

V. 

76
Dem Kläger steht ein Anspruch auf eine krankheitsbedingt gekürzte Leistungsprämie in Höhe von € 
21.920,21 brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 
1.9.2019 zu, wovon nur die Zinsen nach dem 14.11.2018 als nachrangige Insolvenzforderung zur 
Insolvenztabelle festzustellen sind.

77
1. a. Der Anspruch auf die Leistungsprämie für den Zeitraum vom 1.1.2018 bis zum 18.6.2018 ergibt sich 
aus § 280 Abs. 1 BGB in Verbindung mit § 3 Ziff. 2 lit. b. des Vorstandsdienstvertrages. Da innerhalb der 
Fristen des § 3 Ziff. 2 keine Zielvereinbarung für das Geschäftsjahr 2018 getroffen wurde, hat die 
Schuldnerin ihre Pflichten aus § 3 Ziff. 2 lit. b. Satz 2 des Vorstandsdienstvertrages verletzt, wonach der 
Aufsichtsrat jeweils zwei Monate vor Ende eines Geschäftsjahres im Rahmen der jeweiligen 
Zielvereinbarung für das kommende Geschäftsjahr - hier also für das Jahr 2018 - für das Vorstandsmitglied 
Zielvorgaben unter Berücksichtigung einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung und der 
Angemessenheit der Gesamtbezüge des Vorstandsmitglieds festlegen soll. Aufgrund dieser 
Nebenpflichtverletzung der Schuldnerin durch Unterlassung der Vorgaben in einer Zielvereinbarung 
schuldet der Beklagte dem Kläger aufgrund von §§ 280 Abs. 1 und Abs. 3, 283 Satz 1, 252 BGB 
Schadensersatz. Nach Ablauf der Periode wird die Feststellung von Zielen für das Geschäftsjahr unmöglich, 
weshalb der Kläger statt der Festlegung von Zielen Schadensersatz verlangen kann. Dessen Umfang richtet 
sich nach § 252 BGB. Aufgrund von § 252 Satz 2 BGB gilt als entgangen der Gewinn, welcher nach dem 
gewöhnlichen Lauf der Dinge oder nach den besonderen Umständen mit Wahrscheinlichkeit erwartet 
werden konnte. Dabei ist davon auszugehen, dass dem Vorstandsmitglied vom Aufsichtsrat gesetzte oder 
zwischen den beiden Organen vereinbarte Ziele auch tatsächlich erreicht werden, wenn sich nicht aus den 
besonderen Umständen des Einzelfalles etwas anderes ergibt (vgl. BAG NJW 2008, 872, 877 f. = DB 2008, 
473, 476 f. = MDR 2008, 573 = NZA 2008, 409, 415 = AP BGB § 280 Nr. 7; LAG Rheinland-Pfalz BeckRS 
2016, 66012; Preis in: Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht, 20. Aufl., § 611 a BGB Rdn. 504). Zu 
derartigen Umständen hat der insoweit darlegungs- und beweispflichtige Beklagte keinen Sachvortrag 
geleistet. Angesichts dessen kann die vom Kläger in seinem Antrag vom 13.10.2019 vorgenommene 
Berechnung zugrunde gelegt werden.

78
b. Hinsichtlich der Verzinsung kann auf die obigen Ausführungen unter IV. 2. Bezug genommen werden.

79
2. Da der Anspruch vor Insolvenzeröffnung entstanden ist, ist er entsprechend § 38 InsO zur Tabelle 
festzustellen. Hinsichtlich der Zinsen gilt dieselbe Differenzierung, wie sie oben unter III. 3. dargestellt 
wurde.

VI. 
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Die Klage auf Zahlung von Neumasseverbindlichkeiten ist zulässig und für den Zeitraum ab Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens vom 15.11.2018 bis zum 24.1.2019 in Höhe von € 29.748,51 brutto nebst Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz für die einzelnen Monate sowie für den 
Zeitpunkt ab Anzeige der Masseunzulänglichkeit in Höhe von € 40.797,95 brutto nebst den Zinsen in Höhe 
von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz für die einzelnen Monate begründet.

81
1. a. Dem Kläger steht in der Hauptsache ein entsprechender Zahlungsanspruch aus §§ 615 Satz 1, 293 ff. 
BGB zu, wobei zur Vermeidung von Wiederholungen zur Begründung des Anspruchs jeweils auf die obigen 
Ausführungen unter IV. 1. Bezug genommen werden kann. Zudem ist in diesem Zeitraum auch nicht 
vorgetragen, dass der Kläger krank war.

82



b. Der Zinsanspruch ergibt sich aus §§ 280 Abs. 1, 286 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1, 288 Abs. 1 BGB. Zur 
Vermeidung von Wiederholungen kann auf die obigen Ausführungen unter IV. 2. Bezug genommen werden.

83
2. Dieser auf Annahmeverzug begründete Anspruch ist ab der Eröffnung des Insolvenzverfahrens als 
Masseverbindlichkeit im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 2 InsO einzustufen (vgl. BAG NZA 2007, 36, 37 = BB 
2006, 2825 = NJW 2007, 2796, 2797 = AP BGB § 615 Nr. 118; Belling/Riesenhuber in: Erman, BGB, 15. 
Aufl., § 615 Rdn. 43).

84
3. Auch für die Zeit ab der Anzeige der Masseunzulänglichkeit bis zum 30.4.2019 steht dem Kläger ein 
entsprechender Zahlungsanspruch in Höhe von € 40.797,95 brutto zu, den er im Wege der Leistungsklage 
zulässigerweise verfolgen kann. Namentlich kann ihm nicht das Rechtsschutzbedürfnis abgesprochen 
werden.

85
a. Zwar muss im Ausgangspunkt davon ausgegangen werden, dass die Anzeige der Masseunzulänglichkeit 
im Sinne des § 208 Abs. 1 Satz 1 InsO dazu führt, dass eine Leistungsklage mit Blick auf die Regelungen in 
§ 210 InsO über das Vollstreckungsverbot bezüglich übriger Masseverbindlichkeiten nach § 209 Abs. 1 Nr. 
3 InsO regelmäßig unzulässig wird und der Kläger eine im Sinne des § 264 Nr. 3 ZPO zulässige 
Klageänderung auf Feststellung der Forderung als Masseforderung vornehmen muss. Dies resultiert aus 
der Erwägung heraus, dass es nur durch diese Bindungswirkung im Sinne einer Tatbestandswirkung dem 
Insolvenzverwalter ermöglicht wird, die noch vorhandene Insolvenzmasse gemäß § 208 Abs. 3 InsO auf 
rechtlich gesicherter Grundlage zu verwerten. Im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens hatte der Deutsche 
Bundestag - im Gegensatz zum Regierungsentwurf - bereits der Anzeige der Masseunzulänglichkeit durch 
den Insolvenzverwalter eine solche konstitutive Wirkung beigemessen. Als Folge davon hat der 
Insolvenzverwalter vorauszuplanen, wie er künftig die Insolvenzmasse möglichst günstig abwickeln kann. 
Jede verlässliche Berechnungsgrundlage würde indes zerstört, wenn sie aufgrund einer Vielzahl von Klagen 
der Altmassegläubiger laufend und unbefristet zur Überprüfung durch unterschiedliche Prozessgerichte 
gestellt würde (vgl. BGHZ 154, 358, 360 ff. = NJW 2003, 2454 = ZIP 2013, 914, 915 = WM 2003, 1027, 
1028 = DB 2003, 1731 = ZVI 2003, 468, 469; ZIP 2019, 1075, 1076 = WM 2019, 1029, 1030 = MDR 2010, 
829 = NZI 2019, 505; Ries in: Uhlenbruck, InsO, 15. Aufl., § 55 Rdn. 50; Hefermehl in: Münchener 
Kommentar zur InsO, a.a.O., § 208 Rdn. 65).

86
b. Doch kann dieser Grundsatz nicht uneingeschränkt gelten. Ausnahmen müssen für Fallgestaltungen 
anerkannt werden, in denen dem Insolvenzverwalter unredliches Verhalten vorgeworfen werden muss, er 
arglistig handelt oder ein ausreichender Massebestand gerichtskundig ist und deshalb keines Beweises 
bedarf (vgl. BGHZ 167, 178, 189 = NJW 2006, 2997, 3000 f. = ZIP 2006, 1004, 1008 = WM 2006, 970, 973 
f. = BB 2006, 1523, 1526 = ZVI 2006, 303, 306 = NZI 2006, 392, 394 f.; Ries in: Uhlenbruck, InsO, a.a.O., § 
208 Rdn. 50). Dies resultiert insbesondere aus der Erwägung heraus, dass es den Rechtsmissbrauch einer 
formal bestehenden Position darstellt, wenn eindeutig erkennbar ist, dass diese Voraussetzungen nicht 
bejaht werden können. Von einer derartigen Konstellation muss vorliegend ausgegangen werden. Der 
Kläger hat mit Schriftsatz vom 13.10.2019 unter Hinweis auf das Insolvenzgutachten vom 2.11.2019 
vorgetragen, die prognostizierte freie Masse betrage € 1.486.226,44 bei fälligen Masseverbindlichkeiten und 
sämtlichen Verfahrenskosten von € 141.755,13. Der Beklagte hat diesen Vortrag in den nachfolgenden 
Schriftsätzen nicht bestritten, weshalb er gemäß § 138 Abs. 3 ZPO als zugestanden gilt. Die verbleibende 
Masse von ca. € 1,3 Mio. ist indes durchaus ausreichend, um die dem Kläger zustehenden 
Masseforderungen befriedigen zu können. Dann aber kann die Anzeige der Masseunzulänglichkeit 
ausnahmsweise keine Bindungswirkung für diesen Prozess entfalten.

VII. 

87
1. Dem Kläger steht aus §§ 615 Satz 1, 293 ff. BGB i.V. m. § 3 Ziff. 2 lit. a. ein Anspruch auf die 
Leistungsprämie für den Zeitraum vom 25.1.2018 bis zum 30.4.2019 - also dem Zeitpunkt der Beendigung 
des Vorstandsdienstvertrages - in Höhe von € 10.520,55 brutto nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 
Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab dem 22.10.2019 zu. Zur Begründung des 
Zahlungsanspruchs kann in vollem Umfang auf die obigen Ausführungen unter V. zu den Voraussetzungen 



der Leistungsprämie Bezug genommen werden. Hinsichtlich der Möglichkeit der Leistungsklage gelten 
dieselben Erwägungen wie oben unter VI. 3., worauf zur Vermeidung von Wiederholungen verwiesen wird.
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2. Der Zinsanspruch besteht ab dem 22.10.2019, weil der Beklagte ohne Mahnung mit der Beendigung des 
Dienstvertrages in Verzug geraten ist. Spätestens zu diesem Zeitpunkt war der Anspruch fällig.

VIII. 

89
Die auf Zahlung der Grundvergütung einschließlich des Zuschusses zur Kranken- und Pflegeversicherung 
sowie zum Handyvertrag mit 1 & 1 sowie auf die Kfz-Nutzungsentschädigung ist als Feststellungsklage mit 
dem Ziel der Feststellung als Insolvenzforderung zulässig und mit Ausnahme der Kfz-
Nutzungsentschädigung auch begründet. Dem Kläger steht für die Zeit vom 1.5.2019 bis zum 20.10.2019 
ein entsprechender Zahlungsanspruch in Höhe von € 71.821,39 brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 
Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz entsprechend dem festgestellten Zinsbeginn sowie auf 
die Leistungsprämie in Höhe von € 18.849,32 brutto nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten 
seit dem 22.10.2019 zu.
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1. a. Der Anspruch in der Hauptsache ergibt sich aus §§ 113 Satz 3 InsO, 87 Abs. 3 AktG, wobei die 
zeitliche Begrenzung aus § 87 Abs. 3 AktG auf zwei Jahresgehälter vorliegend nicht zum Tragen kommt. 
Kündigt der Verwalter ein Dienstverhältnis aufgrund von § 113 Satz 1 InsO, so kann der andere Teil wegen 
der vorzeitigen Beendigung des Dienstverhältnisses als Insolvenzgläubiger Schadensersatz verlangen. 
Gegenstand des Ersatzanspruchs ist das Entgelt für den Zeitraum, um den sich die Zeitspanne infolge der 
vorzeitigen Kündigung verkürzt hat (vgl. OLG Celle ZIP 2018, 2281 f. = GmbHR 2018, 1314 = ZVI 2019, 69 
= MDR 2019, 250 = NZI 2018, 946; Caspers in: Münchener Kommentar zur InsO, a.a.O., § 113 Rdn. 84; 
Beck in: Braun, InsO, a.a.O., § 113 Rdn. 17). Damit aber kann der Kläger sowohl die Grundvergütung in 
Höhe von € 12.749,36 brutto für jeden Monat sowie anteilig für den Monat Oktober 2019 nebst Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab dem zweiten Werktag des Folgemonats 
verlangen, wobei Samstag kein Werktag ist, ebenso verlangen wie die Leistungsprämie in Höhe von € 
18.849,32 brutto nebst Zinsen hieraus seit dem 22.10.2018. Insoweit gelten bezüglich der Berechnung der 
Vergütung wie auch der Zinsen die oben dargestellten Erwägungen in gleicher Weise.
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b. Der Anspruch auf die Zinsen ergibt sich aus §§ 280, 286 Abs. 1 und abs. 2 Nr. 1, 288 Abs. 1 BGB. Zur 
Begründung kann auf die obigen Ausführungen unter IV. 2. b. verwiesen werden.
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2. Allerdings kann der Kläger nicht Zahlung verlangen, sondern nur Feststellung der Forderungen zur 
Insolvenztabelle. Die Vorschrift des § 113 Satz 3 InsO weist ausdrücklich darauf hin, dass der andere Teil - 
hier also der Kläger, demgegenüber der Beklagte als Insolvenzverwalter die Kündigung ausgesprochen hat 
- Schadensersatz als Insolvenzgläubiger verlangen kann. Damit aber nimmt die Vorschrift Bezug auf § 38 
InsO, auch wenn der Anspruch erst nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens als Folge der Kündigung 
begründet worden sein wird. Da die Insolvenzgläubiger ausdrücklich von Massegläubigern im Sinne des § 
53 InsO abzugrenzen sind, (vgl. Sinz in: Uhlenbruck, InsO, a.a.O., § 38 Rdn. 2) kann es nicht darauf 
ankommen, dass die Ansprüche aus Annahmeverzug ab Eröffnung des Insolvenzverfahrens entsprechend 
den obigen Ausführungen als Masseforderung einzuordnen sind. Angesichts der eindeutigen Regelung in § 
113 InsO kann es auch nicht auf die Masseunzulänglichkeit und die hierzu bejahende Ausnahme 
ankommen; § 113 InsO muss insofern als lex specialis angesehen werden.
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Da die Klage nur zum Teil Erfolg hatte, musste sie im Übrigen abgewiesen werden.

IX. 

94
1. Die Entscheidung über die Kosten beruht auf §§ 92 Abs. 1, 91 a Abs. 1 ZPO. Dabei war auch im Rahmen 
der einheitlichen Kostenentscheidung über die teilweise übereinstimmende Erledigterklärung zu befinden. 
Da dem Kläger unstreitig ein derartiger Anspruch zustand, hätte die Klage bis zur Feststellung dieses 



Anspruchs zur Insolvenztabelle durch den Insolvenzverwalter Erfolg gehabt. Soweit der Kläger Zahlung 
verlangt hat, jedoch nur die Feststellung der Forderung zur Insolvenztabelle ausgesprochen werden konnte, 
ist von einem hälftigen Unterliegen des Klägers im Zeitraum vom 1.8.2018 bis zum 14.11.2018 auszugehen. 
Bei der Feststellung der Relation des Obsiegens und Unterliegens waren - anders als beim Streitwert - auch 
die Zahlungsansprüche mit einzubeziehen. Soweit der Kläger von vornherein nur Feststellung zur 
Insolvenztabelle beantragt hat, wurde in Anwendung von § 182 InsO von 1/4 des Zahlungsbetrages 
ausgegangen. Soweit der Kläger Zahlung beantragt hat, aber nur die Feststellung zur Insolvenztabelle 
ausgesprochen werden konnte, wurde hinsichtlich der einzelnen Beträge von einem hälftigen Unterliegen 
ausgegangen.
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2. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit resultiert für den Kläger aus § 709 Satz 1 und Satz 
2 ZPO, in Bezug auf den Beklagten aus §§ 708 Nr. 11, 711, 709 S. 2 ZPO.
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3. Die Entscheidung über den Streitwert hat ihre Grundlage in §§ 48 Abs. 1 GKG, 3, 5 ZPO, 182 InsO. Da 
der Kläger die Feststellung des Fortbestandes des Dienstvertrages und Zahlung der Vergütung gefordert 
hat, ist von wirtschaftlicher Identität dieser Streitgegenstände auszugehen. Dabei ist höhere Wert 
maßgeblich, der sich aus der Summe der Zahlungsbeträge und dem mit € 50.000,- zu bemessenden Antrag 
hinsichtlich der Erstellung des Konzernjahresabschlusses ergibt. Angesichts der übereinstimmenden 
Erledigterklärung war der Streitwert gestaffelt festzusetzen, wobei ab der übereinstimmenden 
Erledigterklärung der Streitwert maßgeblich ist, über den noch streitig in der Hauptsache entschieden 
werden musste (vgl. BGH NJW 2013, 2361, 2362 f. = MDR 2013, 671 = NZM 2013, 825, 827; OLG 
Karlsruhe NJW-RR 2013, 444 f.; OLG Köln MDR 2014, 562; Herget in: Zöller, ZPO, a.a.O., § 3 Rdn. 16.67).


